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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Pflanzenschutzgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 294. Sitzung 
am 13. Mai 1966 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Gesundheitswesen 

Schwarzhaupt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Pflanzenschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist, 

1. Pflanzen vor Schadorganismen und Krank- 
heiten zu schützen (Pflanzenschutz), 

2. Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen 
zu schützen (Vorratsschutz) und 

3. Schäden abzuwenden, die bei der Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln oder ande- 
ren Maßnahmen des Pflanzenschutzes oder 
Vorratsschutzes, insbesondere für die Ge- 
sundheit von Menschen und Haustieren, 
entstehen können. 

(2) Der Pflanzenschutz und der Vorratsschutz um- 
fassen auch die Verwendung und den Schutz von 
Tieren, Pflanzen und Viren, durch die das Auftreten 
oder die Verbreitung von Schadorganismen oder 
Krankheiten verhütet oder bekämpft werden kann. 

§2 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Pflanzen: lebende Pflanzen und lebende Teile 
von Pflanzen einschließlich der Früchte und Sa- 
men; 

2. Schadorganismen; 

a) tierische Schädlinge, 

b) schädliche Pilze, Bakterien und Viren, 

c) schädliche Algen, Moose und Flechten, 

d) Unkräuter und parasitische höhere Pflanzen 
in allen Entwicklungsstadien; 

3. Pflanzenschutzmittel: Stoffe und Zubereitun- 
gen aus Stoffen, die dazu bestimmt sind, Pflan- 
zen vor Schadorganismen oder Krankheiten 
oder Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen 
zu schützen oder das Keimen von Pflanzen 
zu verhindern; ausgenommen sind Wasser so- 
wie Mittel zur Verhütung oder Behebung 
eines Mangels oder Überschusses an Nährstof- 
fen; 

4. Stoffe: 

a) chemische Elemente, chemische Verbindun- 
gen sowie deren Gemische und Lösungen, 

b) Pflanzenteile und Pflanzenbestandteile in 
bearbeitetem oder unbearbeitetem Zustand, 

c) Mikroorganismen, Viren sowie deren Be- 
standteile oder Stoffwechselprodukte; 


5. Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr: jedes Ver- 
bringen in oder durch den Geltungsbereich 
oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes; 

6. Vertreiben: das Anbieten, Feilhalten und jedes 
überlassen an andere. 

§3 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates, soweit es für die in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Zwecke erforderlich ist 

1. anzuordnen, das Auftreten oder den Ver- 
dacht des Auftretens bestimmter Schad- 
organismen oder Krankheiten, den Anbau 
oder das Vorkommen bestimmter Pflan- 
zenarten oder Pflanzensorten, sonstige 
für das Auftreten oder Bekämpfen von 
Schadorganismen oder Krankheiten er- 
hebliche Tatsachen oder die Anwendung 
bestimmter Pflanzenschutzmittel zu mel- 
den; 

2. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu 
verpflichten, Pflanzen, Pflanzenerzeug- 
nisse, Anbauflächen, Grundstücke, Ge- 
bäude, Räume oder sonstige Gegenstände, 
die Träger bestimmter Schadorganismen 
sind oder sein können, zu überwachen 
oder auf das Auftreten von Schadorganis- 
men oder Krankheiten zu untersuchen 
oder untersuchen zu lassen; 

3. Verfügungsberechtigte und Besitzer zur 
Bekämpfung bestimmter Schadorganis- 
men oder Krankheiten zu verpflichten; 

4. zur Bekämpfung oder zur Verhütung des 
Auftretens oder Verbreitens bestimmter 
Schadorganismen oder Krankheiten die 
Anwendung bestimmter Pflanzenschutz- 
mittel oder anderer Mittel oder bestimm- 
ter Geräte oder Verfahren des Pflanzen- 
schutzes oder des Vorratsschutzes vorzu- 
schreiben oder zu verbieten; 

5. das Vernichten, Entseuchen oderEntwesen 
von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 
sonstigen Gegenständen, die Träger be- 
stimmter Schadorganismen sind oder sein 
können, und das Entseuchen oder Ent- 
wesen des Bodens oder von Gebäuden 
oder Räumen anzuordnen sowie hierfür 
bestimmte Mittel, Geräte oder Verfahren 
vorzuschreiben; 

6. die Verwendung bestimmter Erden, Nähr- 
böden oder Nährlösungen für die An- 
zucht oder den Anbau von bestimmten 
Pflanzen vorzuschreiben; 
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7. die Nutzung befallener, befallsverdächti- 
ger oder befallsgefährdeter Grundstücke 
oder Anbauflächen zu beschränken sowie 
Vorschriften über die Sperre solcher 
Grundstücke oder Anbauflächen zu er- 
lassen; 

8. die Verwendung von nicht geeignetem 
Saat- oder Pflanzgut zu verbieten oder 
den Anbau bestimmter Pflanzenarten 
oder Pflanzensorten zu verbieten oder zu 
beschränken; 

9. bei befallenen, befallsverdächtigen oder 
befallsgefährdeten Grundstücken und An- 
bauflächen das Freimachen oder Freihal- 
ten von bestimmten Pflanzen anzuord- 
ben; 

10. den Anbau bestimmter Pflanzenarten 
oder Pflanzensorten auf Grundstücken 
und Anbauflächen, deren Böden mit be- 
stimmten Pflanzenschutzmitteln behan- 
delt worden sind, zu beschränken oder 
von einer Genehmigung abhängig zu ma- 
chen; 

11. in Gebieten, die für den Anbau bestimm- 
ter Pflanzenarten oder Pflanzensorten be- 
sonders geeignet sind (Gesundlagen), den 
Anbau bestimmter Pflanzenarten oder 
Pflanzensorten zu verbieten oder die Ver- 
wendung von Saat- oder Pflanzgut mit 
bestimmten Eigenschaften vorzuschrei- 
ben; 

12. die Beförderung von bestimmten Schad- 
organismen, Pflanzen oder sonstigen Ge- 
genständen, die Träger bestimmter Schad- 
organismen sind oder sein können, zu 
verbieten, zu beschränken, von einer Ge- 
nehmigung abhängig zu machen oder 
hierfür die Einhaltung bestimmter Vor- 
sichtsmaßregeln vorzuschreiben; 

13. das Züchten und Halten bestimmter 
Schadorganismen sowie das Arbeiten mit 
bestimmten Schadorganismen zu verbie- 
ten, zu beschränken, von einer Geneh- 
migung oder Anzeige abhängig zu ma- 
chen, oder die Einhaltung bestimmter 
Vorsichtsmaßregeln vorzuschreiben; 

14. anzuordnen, daß Pflanzen oder Pflanzen- 
erzeugnisse nur in bestimmter Art und 
Weise gelagert werden dürfen; 

15. anzuordnen, daß der Lagerung von Pflan- 
zen oder Pflanzenerzeugnissen dienende 
Grundstücke, Gebäude, Räume oder Be- 
hältnisse zu entseuchen, zu entwesen 
oder zu reinigen sind, und hierfür be- 
stimmte Mittel, Geräte oder Verfahren 
vorzuschreiben; 

16. Vorschriften zum Schutze von Tieren, 
Pflanzen oder Viren der in § 1 Abs. 2 
bezeichneten Art zu erlassen. 

(2) Die Landesregierungen können Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 1 erlassen, soweit der Bundes- 


minister von seiner Befugnis keinen Gebrauch macht. 
Die Landesregierungen können durch Rechtsverord- 
nung ihre Befugnis auf oberste Landesbehörden oder 
andere Behörden übertragen. 

§4 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum 
Schutze gegen die Gefahr der Einschleppung oder 
Verschleppung von Schadorganismen und Krankhei- 
ten 

1. die Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr von 
Schadorganismen, Pflanzen, Pflanzenerzeugnis- 
sen oder sonstigen Gegenständen, die Träger 
bestimmter Schadorganismen sind oder sein 
können, 

a) zu verbieten, zu beschränken, von einer 
Genehmigung oder der Einhaltung be- 
stimmter Anforderungen, insbesondere an 
Verpackung oder Kennzeichnung, abhängig 
zu machen; 

b) von einer Untersuchung, Entseuchung, Ent- 
wesung oder von der Beibringung eines 
amtlichen Gesundheitszeugnisses abhängig 
zu machen; 

2. Vorschriften über die amtliche Beobachtung 
oder die Vernichtung der in Nummer 1 ge- 
nannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 
Gegenstände zu erlassen. 

§ 5 

(1) Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundesmini- 
ster Rechtsverordnungen nach §§ 3 und 4 ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates erlassen; sie treten spä- 
testens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten außer 
Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit Zustim- 
mung des Bundesrates verlängert werden. 

(2) Die für die Durchführung des Pflanzenschutzes 
zuständigen Behörden können bei Gefahr im Ver- 
züge Maßnahmen nach § 3 Abs. 1 und § 4 zur Be- 
kämpfung von Schadorganismen oder Krankheiten 
durch Verfügung anordnen, soweit ein sofortiges 
Eingreifen zum Schutze von Pflanzen oder Pflanzen- 
erzeugnissen oder zum Schutze der Gesundheit von 
Menschen und Haustieren erforderlich ist. 


§6 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Gesundheits- 
wesen und für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates, soweit dies zum 
Schutze der menschlichen Gesundheit erforderlich ist, 
die Anwendung zugelassener Pflanzenschutzmittel 
bei bestimmten Pflanzen, die zur Verwendung 
als Lebensmittel bestimmt sind, zu verbieten, zu be- 
schränken oder hierfür bestimmte Verfahren vorzu- 
schreiben. In der Rechtsverordnung können insbe- 
sondere Zweck, Art und Zeit der Anwendung des 
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Pflanzenschutzmittels, die aufzuwendende Menge so- | 
wie nach der Anwendung einzuhaltende Wartezeiten ! 
vorgesdirieben werden. 

§7 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen nur eingeführt 
oder vertrieben werden, wenn sie von der Biologi- 
schen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(Biologische Bundesanstalt) zugelassen sind. Dies 
gilt nicht für Pflanzenschutzmittel, die für die Aus- 
fuhr bestimmt sind. 

(2) Die Zulassung kann beantragen 

1. der Hersteller oder 

2. der Vertriebsunternehmer, wenn das 
Pflanzenschutzmittel von einem Vertriebs- 
unternehmen erstmalig vertrieben werden 
soll, oder 

3. der Einführer. 

(3) Der Antrag muß enthalten: 

1. den Namen oder die Firma und die An- 
schrift des Antragstellers, 

2. die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels, 

3. die Zusammensetzung des Pflanzenschutz- 
mittels nach Art und Menge mit den ge- 
bräuchlichen wissenschaftlichen Bezeich- 
nungen, 

4. die Anwendungsgebiete unter Angabe der 
Gefahren, die bei der Anwendung auftre- 
ten können, 

5. die Gebrauchsanweisung, 

6. den Wortlaut der für die Behältnisse und 
äußeren Umhüllungen, in denen das Pflan- 
schutzmittel in den Verkehr gebracht wer- 
den soll, oder für Packungsbeilagen vor- 
gesehenen Angaben und Kennzeichnungen 
und 

7. Angaben über die Art der Verpackung. 

§8 

(1) Die Zulassung wird nach Prüfung des Pflan- 
zenschutzmittels erteilt, wenn 

1. das Pflanzenschutzmittel nach dem Stande 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
der Technik hinreichend wirksam ist, 

2. die Erfordernisse des Schutzes der Gesund- 
heit von Menschen und Haustieren beim 
Verkehr mit gefährlichen Stoffen nicht 
entgegenstehen und 

3. das Pflanzenschutzmittel bei bestimmungs- 

gemäßer und sachgerechter Anwendung 
keine schädlichen Auswirkungen für die 
Gesundheit von Menschen und Haustieren 
und keine sonstigen schädlichen Auswir- 
kungen hat, die nach dem Stand der wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse nicht vertret- | 
bar sind. i 


(2) über die gesundheitlichen Voraussetzungen 
' nach- Absatz 1 Nr. 2 und 3 entscheidet die Biologi- 
sche Bundesanstalt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desgesundheitsamt. Ferner ist vor der Zulassung ein 
bei der Biologischen Bundesanstalt zu errichtender 
Sachverständigenausschuß zu hören, dessen Mitglie- 
der vom Bundesminister berufen werden. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt hat dem An- 
tragsteller mit der Zulassung die erforderlichen Auf- 
lagen, insbesondere über die Verwendung bestimm- 
ter Angaben und Kennzeichnungen, zu erteilen. 

§9 

(1) Die Zulassung endet zehn Jahre nach Ablauf 
des Jahres, in dem sie erteilt wurde; sie kann erneut 
erteilt werden. Im Einzelfall kann eine kürzere 
Zulassungsdauer festgesetzt werden. 

(2) Die Zulassung kann zurückgenommen wer- 
den, wenn einer der Voraussetzungen nach § 8 
Abs. 1 bei ihrer Erteilung nicht Vorgelegen hat. 

(3) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn 

1. eine der Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 
später weggefallen ist oder 

2. der Inhaber der Zulassung eine nach § 8 
Abs. 3 erteilte Auflage nicht einhält. 


§ 10 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
das Verfahren der Prüfung und Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln sowie die näheren Vorschrif- 
ten über den Sachverständigenausschuß nach § 8 
Abs. 2 zu erlassen. 

(2) Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln so- 
wie die Rücknahme und der Widerruf der Zulassung 
sind im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 


§ 11 

(1) Der Bundesminister kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, 
daß im Ausland erteilte Zulassungen von Pflanzen- 
schutzmitteln der Zulassung durch die Biologische 
Bundesanstalt gleichstehen, wenn gewährleistet ist, 
daß die Pflanzenschutzmittel den Anforderungen des 
§ 8 Abs. 1 entsprechen. Er kann hierbei die Ver- 
wendung bestimmter Angaben und Kennzeichnun- 
gen auf den Behältnissen und äußeren Umhüllungen, 
in denen die Pflanzenschutzmittel vertrieben wer- 
den, oder auf Packungsbeilagen vorschreiben. 

(2) Die Biologische Bundesanstalt kann die Ein- 
fuhr von nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 
zu Forschungs-, Untersuchungs- oder Ausstellungs- 
zwecken sowie bei Gefahr im Verzüge zur Bekämp- 
fung bestimmter Schadorganismen oder Krankheiten 

! genehmigen. 
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§ 12 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen gewerbsmäßig 
nur vertrieben werden, wenn auf den Behältnissen 
und auf den äußeren Umhüllungen in deutlich 
lesbarer Schrift angegeben ist: 

1. die Zulassungsnummer, 

2. Name oder Firma des Herstellers oder des 
Vertriebsunternehmens, 

3. Art und Menge der wirksamen Bestand- 
teile, 

4. in deutscher Sprache Zweck, Art und Zeit 
der Anwendung, die aufzuwendende 
Menge, nach der Anwendung einzuhal- 
tende Wartezeiten und ein Hinweis auf 
die Gefahren, die bei der Anwendung auf- 
treten können, 

5. das Verfallsdatum bei Pflanzenschutzmit- 
teln mit zeitlich beschränkter Haltbarkeit, 

6. die von der Biologischen Bundesanstalt bei 
der Zulassung vorgeschriebenen Angaben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Pflanzenschutzmittel, 
die für die Ausfuhr bestimmt sind. 

(3) Unberührt bleiben Kennzeichnungspflichten, 
die sich aus anderen Vorschriften ergeben. 

§ 13 

Für die Ausfuhr bestimmte Pflanzenschutzmittel, 
die nicht zugelassen oder nicht nach § 12 gekenn- 
zeichnet sind, sind von den für das Inland bestimm- 
ten getrennt zu halten und entsprechend kenntlich 
zu machen. 

§ 14 

(1) Wer Pflanzenschutzmittel gewerbsmäßig für 
andere anwendet, hat dies bei Beginn des Betriebes 
der zuständigen Behörde anzuzeigen. 

(2) Betriebe, die Pflanzenschutzmittel gewerbs- 
mäßig für andere anwenden, dürfen Maßnahmen des 
Pflanzenschutzes und des Vorratsschutzes nur unter 
der ständigen Aufsicht einer Person durchführen, 
die die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und 
Erfahrungen sowie die erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzt. 

(3) Die zuständige Behörde kann für die in Ab- 
satz 2 genannten Betriebe die zur Abwehr von Ge- 
fahren für die Gesundheit von Menschen und Haus- 
tieren erforderlichen Anordnungen, insbesondere 
über die Verwendung von Mitteln, Geräten oder 
Verfahren des Pflanzenschutzes oder des Vorrats- 
schutzes treffen. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die näheren Vorschriften 
über die Anzeige nach Absatz 1 zu erlassen und 
das Anzeigeverfahren zu regeln. Sie können diese 
Befugnis durch Rechtsverordnung auf oberste Lan- 
desbehörden übertragen. 


§ 15 

(1) Soweit auf Grund dieses Gesetzes oder einer 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnung 
Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse, die weder be- 
fallen noch befallsverdächtig sind, oder sonstige 
Gegenstände, die weder Träger von Schadorganis- 
men sind noch im Verdacht stehen, Träger von 
Schadorganismen zu sein, vernichtet werden, ist 
eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. 
Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
festzusetzen. 

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, wenn 
der vom Eingriff Betroffene oder sein Rechtsvorgän- 
ger zu der Maßnahme durch eine Zuwiderhandlung 
gegen dieses Gesetz oder gegen eine nach diesem 
Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder gegen eine 
Anordnung, die auf Grund dieses Gesetzes oder 
einer nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nung ergangen ist, Veranlassung gegeben hat. 

§ 16 

Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung dem Betroffenen ein Vermögens- 
nachteil zugefügt, der nicht nach § 15 abzugelten ist, 
so ist eine Entschädigung in Geld zu gewähren, so- 
weit dies zur Abwendung oder zum Ausgleich un- 
billiger Härten geboten erscheint. § 15 Abs. 2 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

(1) Die Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft ist eine selbständige Bundesoberbe- 
hörde. Sie untersteht dem Bundesminister. 

(2) Die Biologische Bundesanstalt hat folgende 
Aufgaben: 

1. die Unterrichtung und Beratung der Bun- 
desregierung auf dem Gebiet des Pflan- 
zenschutzes und des Vorratsschutzes, 

2. die Forschung auf dem Gebiet des Pflan- 
zenschutzes und des Vorratsschutzes so- 
wie die Auswertung von Meldungen und 
Unterlagen, die hierfür von Bedeutung 
sind, 

3. die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
sowie die Überwachung zugelassener 
Pflanzenschutzmittel, 

4. die Prüfung der Eignung von Geräten und 
Verfahren des Pflanzenschutzes und des 
Vorratsschutzes sowie die Prüfung von 
Pflanzenschutzmitteln, die nicht der Zulas- 
sung bedürfen, 

5. die Entwicklung von Verfahren des Pflan- 
zenschutzes und des Vorratsschutzes, 

6. die Prüfung von Pflanzen auf ihre Wider- 
standsfähigkeit gegen Schadorganismen 
und Krankheiten. 
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(3) Vorschriften, durch die der Biologischen Bun- 
desanstalt weitere Aufgaben übertragen sind, blei- 
ben unberührt. 

§ 18 

(1) Der Pflanzenschutzdienst obliegt in den Län- 
dern besonderen staatlichen Pflanzenschutzämtern, 
soweit die Länder diese Aufgabe nicht anderen Be- 
hörden oder Stellen übertragen. 

(2) Der Pflanzenschutzdienst hat in den Ländern 
folgende Aufgaben; 

1. die Durchführung dieses Gesetzes, 

2. die Überwachung der Pflanzenbestände so- 
wie der Vorräte von Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnissen auf das Auftreten von 
Schadorganismen und Krankheiten, 

3. die Überwachung des Versands von Pflan- 
zen und Pflanzenerzeugnissen im Rahmen 
des Pflanzenschutzes und des Vorratsschut- 
zes sowie die Ausstellung von Pflanzen- 
gesundheitszeugnissen, 

4. die Durchführung des Warndienstes auf 
dem Gebiet des Pflanzenschutzes und des 
Vorratsschutzes sowie die Erstattung von 
Berichten über das Auftreten und die Ver- 
breitung von Schadorganismen und Krank- 
heiten, 

5. die Beratung und Aufklärung auf dem Ge- 
biet des Pflanzenschutzes und des Vorrats- 
schutzes, 

6. die Prüfung von Mitteln, Geräten und Ver- 
fahren des Pflanzenschutzes und des Vor- 
ratsschutzes und 

7. die Durchführung der für die Aufgaben 
nach Nummern 2 bis 6 erforderlichen Un- 
tersuchungen und Versuche. 

§ 19 

(1) Der Bundesminister der Finanzen und die von 
ihm bestimmten Zolldienststellen wirken bei der 
Überwachung der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr 
von Schadorganismen, Pflanzen, Pflanzenerzeugnis- 
sen und Pflanzenschutzmitteln sowie von Gegen- 
ständen, die Träger bestimmter Schadorganismen 
sind oder sein können, mit. Für das Gebiet des Frei- 
hafens Hamburg kann der Bundesminister der Fi- 
nanzen diese Aufgabe dem Freihafenamt übertra- 
gen. § 18 a Abs. 2 des Gesetzes über die Finanzver- 
waltung vom 6. September 1950 (Bundesgesetzbl. 
S, 448), zuletzt geändert durch die Finanzgerichts- 
ordnung vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1477), gilt entsprechend. Die vorstehend genann- 
ten Behörden können Waren und Gegenstände so- 
wie deren Beförderungsmittel, Behälter, Lade- und 
Verpackungsmittel der in Satz 1 genannten Art bei 
der Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr zur Überwa- 
chung anhalten. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen regelt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister durch Rechts- 
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die 


Einzelheiten des Verfahrens nach Absatz 1. Er kann 
dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, Anmel- 
dungen, Auskünften und zur Leistung von Hilfs- 
diensten sowie zur Duldung der Einsichtnahme in 
Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen und zur 
Duldung von Besichtigungen und von Entnahmen 
unentgeltlicher Muster und Proben vorsehen. 

§20 

Der Bundesminister gibt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen im Bundesanzei- 
ger die Zolldienststellen bekannt, bei denen Pflan- 
zen sowie sonstige Gegenstände, die Träger be- 
stimmter Schadorganismen sind oder sein können, 
zur Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr abgefertigt 
werden, wenn die Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr 
durch Rechtsverordnung nach § 4 geregelt ist. 

§21 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, die Erhebung von Kosten (Ge- 
bühren und Auslagen) für die Tätigkeit der Biologi- 
schen Bundesanstalt zu regeln. 

(2) Der Bundesminister wird ferner ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Erhebung von Kosten für die nach § 4 
Nr. 1 Buchstabe b angeordneten Untersuchungen und 
für die Ausstellung von Pflanzengesundheitszeug- 
nissen zu regeln. 

(3) Im übrigen richtet sich die Kostenpflicht nach 
Landesrecht. 

§22 

(1) Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen durch dieses Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben von 
natürlichen und juristischen Personen und nicht- 
rechtsfähigen Personenvereinigungen die erforder- 
lichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke, 
Geschäfts- und Wohnräume des Auskunftspflichti- 
gen zu betreten, dort Untersuchungen auf Schad- 
organismen und Krankheiten vorzunehmen, Proben 
zu entnehmen, die geschäftlichen Unterlagen einzu- 
schen und bei Betrieben, die Pflanzenschutzmittel 
gewerbsmäßig für andere anwenden, Einrichtungen 
und Geräte des Pflanzenschutzes sowie die Einhal- 
tung des § 14 Abs. 2 und der auf Grund des § 14 
Abs. 3 getroffenen Anordnungen zu überprüfen. 
Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach 
Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlich- 
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Be- 
antwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
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Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeich- 
neten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§23 

(1) Wer vorsätzlich unter Pflanzen Schadorganis- 
men verbreitet und dadurch Pflanzenbestände von 
bedeutendem Wert, die ihm nicht gehören, gefähr- 
det, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Führt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
die Gefahr absichtlich herbei, so ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter drei Monaten. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§24 

(2) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder ein Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftrag- 
ter einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
betrauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden 
ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§25 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer Vorschrift einer nach §§ 3, 4, 6 oder 
11 Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverord- 
nung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2. einer Vorschrift einer nach § 3 des Ge- 
setzes zum Schutze der Kulturpflanzen 
vom 5. März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 271) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27, August 1949 (Gesetzblatt der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
S. 308) erlassenen Rechtsverordnung zu- 
widerhandelt, 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 
oder § 14 Abs. 3 nicht, nicht rechtzeitig 
oder nicht vollständig nachkommt, 

4. entgegen § 7 Abs. 1 nicht zugelassene 
Pflanzenschutzmittel einführt oder ge- 


werbemäßig vertreibt oder eine Auflage 
nach § 8 Abs. 3 nicht oder nicht vollständig 
erfüllt, 

5. Pflanzenschutzmittel ohne die in § 12 
Abs. 1 vorgeschriebene Kennzeichnung ge- 
werbsmäßig vertreibt, 

6. die Anzeige nach § 14 Abs. 1 nicht oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 

7. entgegen § 22 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder 
nicht richtig erteilt oder entgegen § 22 
Abs. 2 den Zutritt zu Grundstücken, Ge- 
schäfts- oder Wohnräumen, die Vornahme 
von Untersuchungen, die Entnahme von 
Proben, die Einsichtnahme in geschäftliche 
Unterlagen oder die Überprüfung von Ein- 
richtungen oder Geräten des Pflanzen- 
schutzes nicht duldet. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark, 
die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Pflanzenschutzmittel, Pflanzen, Pflanzen- 
erzeugnisse und Erden, auf die sich eine Zuwider- 
handlung nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 bezieht, können 
eingezogen werden. § 18 Abs. 4 und die §§ 19 bis 26 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gelten 
entsprechend. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten 
nach Absatz 1 Nr, 1 bis 4 verjährt in zwei Jahren. 

§26 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 25 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigener Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun- 
gen auferlegen. 

§27 

(1) Soweit die Ermächtigungen der §§ 3 und 4 
nicht ausreichen, wird der Bundesminister ermäch- 
tigt, auf Grund des Gesetzes zum Schutze der Kul- 
turpflanzen erlassene Rechtsverordnungen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
aufzuheben. Ist eine solche Rechtsverordnung von 
einer Landesbehörde erlassen worden, so ist auch 
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die Landesregierung zur Aufhebung ermächtigt. Sie 
kann ihre Befugnis durch Rechtsverordnung auf 
andere Behörden übertragen. 

(2) Soweit in Straf- und Bußgeldvorschriften, die 
auf Grund des Gesetzes zum Schutze der Kultur- 
pflanzen erlassen sind, Verweisungen auf § 13 des 
Gesetzes zum Schutze der Kulturpflanzen allein 
oder in Verbindung mit einer Verweisung auf das 
Wirtschaftsstrafgesetz 1954 enthalten sind, gelten 
diese als Verweisungen auf § 25 dieses Gesetzes. 


§ 28 

Die Vorschriften des Lebensmittelrechts sowie des 
Gesetzes betreffend die Bekämpfung der Reblaus 
vom 6. Juli 1904 (Reichsgesetzbl. S. 161), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes betreffend die Bekämpfung der Reblaus vom 
13. November 1935 {Reichsgesetzbl. I S. 1338) und 
der dazu erlassenen Rechtsverordnungen, bleiben 
unberührt. 

§ 29 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§30 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 7 
Abs. 1, § 12 Abs. 1, §§ 13 und 14 Abs. 1 bis 3 am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig 
treten außer Kraft: 


1. das Gesetz zum Schutze der Kulturpflan- 
zen vom 5. März 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 271) in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 27. August 1949 (Gesetzblatt 
der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes S. 308) und 

2. § 1 Nr. 1 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 
vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), 
zuletzt geändert durch das Wassersicher- 
stellungsgesetz vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1225). 

(2) § 7 Abs. 1, § 12 Abs. 1, §§ 13 und 14 Abs. 1 
bis 3 treten ein Jahr nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Pflanzenschutzmittel, die bereits vor Inkraft- 
treten des § 7 Abs. 1 im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes vertrieben worden sind, gelten als vorläu- 
fig zugelassen, sofern der Hersteller, Vertriebs- 
unternehmer oder Einführer bis zum Inkrafttreten 
des § 7 Abs. 1 die Zulassung der Pflanzenschutz- 
mittel beantragen. Die vorläufige Zulassung gilt bis 
zur Entscheidung über den Zulassungsantrag, läng- 
stens für die Dauer von zwei Jahren nach Inkraft- 
treten des § 7 Abs. 1. 

(4) Pflanzenschutzmittel, die vor Inkrafttreten des 
§ 12 Abs. 1 im Geltungsbereich dieses Gesetzes vom 
Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer in 
Packungen oder Behältnissen an andere überlassen 
worden sind, dürfen bis zum Ablauf von zwei Jah- 
ren nach Inkrafttreten des § 12 Abs. 1 ohne die in 
§ 12 Abs. 1 vorgeschriebene Kennzeichnung ver- 
trieben werden. 

(5) Bei Inkrafttreten des § 14 Abs. 1 bereits 
bestehende Betriebe, die Pflanzenschutzmittel ge- 
werbsmäßig für andere anwenden, haben ihren Be- 
trieb innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des § 14 Abs. 1 der zuständigen Behörde anzuzeigen. 
§ 14 Abs. 4 gilt entsprechend. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Der Umfang der Arten pflanzlicher und tierischer Or- 
ganismen sowie von Viren, die an Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnissen schädlich auftreten, wird nach eng- 
lischen Erhebungen mit etwa 3000 pflanzenpathoge- 
nen Pilzen, 250 Bakterien, 300 Viren und mit rd. 
7500 schädlichen Insekten beziffert. Zweck und Ziel 
des Pflanzenschutzes ist es, Pflanzen und Pflanzen- 
erzeugnisse vor diesen Schadorganismen und Krank- 
heiten nach Menge und Güte zu schützen. 

Die wirtschaftliche Bedeutung des Pflanzenschutzes 
wird durch die Feststellung des Nobelpreisträgers 
Professor R. Robinson, Oxford, gekennzeichnet, nach 
dessen Schätzung durch Schadorganismen und 
Krankheiten in der Welt jährlich Ertragsminderun- 
gen und Verluste in Geldwert von rd. 120 Milliarden 
DM verursacht werden. Die Welternährungsorgani- 
sation der Vereinten Nationen (FAO) hat ergänzend 
errechnet, daß bei der Getreidelagerung in der Welt 
jährlich etwa 55 Millionen t Getreide durch den 
Kornkäfer vernichtet werden. Diese Menge würde 
ausreichen, rd. 250 Millionen Menschen ein Jahr 
lang mit Brot zu versorgen. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland sind die 
Einbußen durch Schadorganismen und Krankheiten 
bei Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen erheblich. 
Ein bekanntes Beispiel hierfür ist der Tabakanbau, 
bei dem durch seuchenhaftes Auftreten einer neu 
eingeschleppten Pilzkrankheit, der Blauschimmel- 
krankheit, im ersten Jahr ihres Auftretens Ernte- 
verluste von mehr als 70 Vo entstanden sind. An- 
dererseits haben Vergleichsuntersuchungen erge- 
ben, daß durch Pflanzenschutzmaßnahmen, wie etwa 
durch eine Beizung von Getreidesaatgut gegen Pilz- 
krankheiten, sich jährlich Ernteverluste in der Bun- 
desrepublik Deutschland im Werte von rd. 400 Mil- 
lionen DM vermeiden ließen. Durch rechtzeitig ein- 
geleitete Bekämpfungsmaßnahmen gegen eine Rü- 
ben-Minierfliege konnten Verluste von etwa 260 
Millionen DM verhindert werden. Die Beseitigung 
z. B. eines mittleren Unkrautbestandes im Getreide- 
anbau würde jährlich nach Abzug aller Kosten in 
unserer Landwirtschaft Ernteminderungen von rd. 
180 Millionen DM ersparen. 

Die bisherige Rechtsgrundlage für Pflanzenschutz- 
maßnahmen (abgesehen von der Bekämpfung der 
Reblaus) ist das Gesetz zum Schutze der Kultur- 
pflanzen vom 5. März 1937 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. August 1949 (Pflanzenschutz- 
gesetz). Dieses Gesetz regelt auch die Organisation 
des Pflanzenschutzdienstes und seine Aufgaben. 

Das geltende Pflanzenschutzgesetz hat sich zwar bis- 
her im allgemeinen in der Praxis bewährt, es ist 
jedoch in vielen Punkten aus fachlichen und aus 
rechtlichen Gründen reformbedürftig. Vor allem ist 
der Ermächtigungskatalog des § 2 zu eng. Entschei- 


dend für eine dringliche Neugestaltung des gelten- 
den Gesetzes ist die Notwendigkeit, die bisher frei- 
willige Prüfung und Anerkennung von chemischen 
Pflanzenschutzmitteln in eine obligatorische Prü- 
fung und Zulassung umzuwandeln. Ferner sind Vor- 
schriften über die Kennzeichnung von Pflanzen- 
schutzmitteln erforderlich. Schließlich muß die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, die in Vorbereitung be- 
findlichen Ric±itlinien der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über den Verkehr mit Pflanzenschutz- 
mitteln im innerstaatlichen Bereich auszuführen. Die 
hiernach notwendigen Änderungen sind so umfang- 
reich, daß von einer Novellierung abgesehen und 
statt dessen ein neues Gesetz erlassen werden muß. 

Die Zuständigkeit des Bundes für die vorgesehenen 
Regelungen ergibt sich in erster Linie aus Artikel 74 
Nr. 20 des Grundgesetzes (Sc±iutz der Bäume und 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge), für die 
Straf- und Bußgeldvorschriften aus Artikel 74 Nr. 1 
(Strafrecht). Daneben werden — vor allem für die 
Vorschriften über den Schutz der Vorräte — die 
Kompetenzen aus Artikel 74 Nr. 1 1 (Recht der Wirt- 
schaft) und aus Artikel 74 Nr. 17 (Sicherung der 
Ernährung) in Anspruch genommen. 


Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Der Entwurf spricht nicht mehr wie das geltende 
Pflanzenschutzgesetz von Kulturpflanzen, sondern in 
Übereinstimmung mit dem Internationalen Pflanzen- 
schutzabkommen vom 6. Dezember 1951 (BGBl. 1956 
II S. 947) und dem Übereinkommen zur Errichtung 
der Pflanzenschutzorganisation für Europa und den 
Mittelmeerraum vom 18. April 1951 (BGBl. 1955 II 
S. 927 und 1956 II S. 581) von Pflanzen. Ein wirk- 
samer Schutz der Kulturpflanzen ist nur dann ge- 
währleistet, wenn — insbesondere wegen der Zwi- 
schenträger — Schadorganismen und Krankheiten 
bei allen Pflanzen bekämpft werden können. 

Im einzelnen ist zu § 1 folgendes zu bemerken: 
Absatz 1 

In Nummer 1 wird als wichtigster Zweck des 
Gesetzes der Schutz der Pflanzen vor Schadorganis- 
men und vor Krankheiten (Pflanzenschutz) bestimmt. 
Die Begriffe „Pflanzen" und „Schadorganismen" sind 
in § 2 erläutert. Der Begriff „Krankheiten^' wird 
nicht näher umschrieben. Er umfaßt sowohl nachtei- 
teilige Veränderungen an Pflanzen, die Folge von 
Infektionen durch Erreger (Pilze, Bakterien, Viren) 
sind, als auch nachteilige Veränderungen, die durch 
abiotisdie Ursachen (z. B. Bodenvergiftungen, Nähr- 
mangel, Klimaeinflüsse) hervorgerufen werden. Eine 
gesetzliche Definition würde die verschiedenen Mög- 
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lichkeiten nicht berücksichtigen können. Der Begriff 
kann im übrigen auch, wie bei anderen gesetzlichen 
Regelungen, als genügend bestimmt vorausgesetzt 
werden. 

In Nummer 2 wird als weiterer Zweck der 
Schutz von Pflanzenerzeugnissen vor Schadorganis- 
men (Vorratsschutz) herausgestellt. Unter Pflanzen- 
erzeugnissen sind neben Früchten und Samen auch 
Produkte aus Pflanzen zu verstehen, wie sie z. B. 
durch Vermahlen, Trocknen und Pressen und ähn- 
liche einfache Be- und Verarbeitungsvorgänge her- 
gestellt oder gewonnen werden. Der Begriff Vor- 
ratsschutz, der hier lediglich aus gesetzestechnischen 
Gründen dem Begriff Pflanzenschutz in Nummer 1 
gegenübergestellt ist, besagt nicht, daß der Schutz 
von Pflanzenerzeugnissen im Einzelfall von einer 
Bevorratung abhängig ist. 

In Nummer 3 wird außerdem der Schutz vor 
schädlichen Nebenwirkungen der Pflanzenschutz- 
mittel und sonstigen Maßnahmen des Pflanzenschut- 
zes als Zweck des Gesetzes bezeichnet. Im Vorder- 
grund steht hierbei der Schutz von Menschen und 
Haustieren. Durch das Wort „insbesondere" soll 
aber zum Ausdruck gebracht werden, daß auch 
andere schädliche Nebenwirkungen — etwa für Wild 
oder Singvögel — beachtet werden müssen. Dieser 
Zweck ist vor allem für die Zulassung von Pflanzen- 
schutzmitteln (§ 7) und für die Ermächtigungen in 
§ 3 Nr. 1, 4, 5, 6, 11 und 16 von Bedeutung. 

Absatz 2 betrifft die biologische Schädlingsbekämp- 
fung. Hierunter wird die Verwendung natürlicher 
Gegenspieler zur Bekämpfung von Schadorganismen 
verstanden. Die biologische Schädlingsbekämpfung 
gewinnt bei der Durchführung eines sinnvollen 
Pflanzenschutzes mehr und mehr an Bedeutung. 

Zu §2 

Die Vorschrift enthält die notwendigen Begriffs- 
bestimmungen. 

Nummer 1 

Die Definition des Begriffs „Pflanzen" entspricht 
den Begriffsbestimmungen in den oben zu § 1 ange- 
führten zwischenstaatlichen Pflanzenschutzabkom- 
men. Er enthält gegenüber dem geltenden Gesetz 
keine inhaltlichen Änderungen. 

Nummer 2 

Unter dem Begriff „Schadorganismen" werden alle 
Schadenserreger aus dem Pflanzen- und Tierbereich 
einschließlich der Viren zusammengefaßt, ohne daß 
sich hierdurch gegenüber dem geltenden Gesetz 
etwas geändert hat. „Schädling" ist als Oberbegriff 
nicht verwendet worden, weil er nach allgemeinem 
Sprachgebrauch in einem zu engen Sinne verstanden 
werden könnte. 

Nummer 3 

Die Begriffsbestimmung enthält die notwendige Ab- 
grenzung gegenüber dem Düngemittelgesetz, durch 
das wie bisher die Mittel zur Behebung von Mangel- 


und Überschußkrankheiten (Pflanzennährstoffe) er- 
faßt bleiben sollen. Zu den Pflanzenschutzmitteln 
gehören die Keimhemmungsmittel, die u. a. die 
Kartoffel als eines der wichtigsten Grundnahrungs- 
mittel vor dem Verderb schützen. 

Nummer 4 

Die als Pflanzenschutzmittel zu verwendenden Stoffe 
sind in Anlehnung an das Arzneimittelgesetz um- 
schrieben. Die in Buchstabe c genannten Mikroorga- 
nismen und Viren finden vor allem im Rahmen der 
biologischen Schädlingsbekämpfung Anwendung. 

Nummer 5 

Die Begriffe Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr, die für 
die Ermächtigung in § 4 von Bedeutung sind, müs- 
sen im Hinblick auf die besonderen Bedürfnisse des 
Pflanzenschutzes abweichend von den Begriffs- 
bestimmungen des Außenwirtschaftsgesetzes festge- 
legt werden. 

Nummer 6 

Die Begriffsbestimmung dient der gesetzestechni- 
schen Vereinfachung. 

Zu § 3 

Die Vorschrift enthält einen Katalog von Ermächti- 
gungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen. Sie bil- 
det wie § 2 des geltenden Gesetzes die wichtigste 
Rechtsgrundlage für Maßnahmen des praktischen 
Pflanzenschutzes im Inland. Zu den bisherigen Vor- 
schriften, die der Verhütung des Auftretens von 
Schadorganismen und Krankheiten sowie ihrer Be- 
kämpfung dienen, sind besonders solche hinzuge- 
fügt, die dazu beitragen, Schäden für die Gesund- 
heit von Menschen und Haustieren bei der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln oder bei ande- 
ren Verfahren des Pflanzenschutzes abzuwenden. 
Die einzelnen Ermächtigungen geben nach ihrem 
Wortlaut die Möglichkeit zu weitgehenden Eingrif- 
fen, die zur Abwehr schwerer wirtschaftlicher Gefah- 
ren erforderlich werden können. Der Verordnungs- 
geber muß jedoch in jedem Falle den rechtsstaat- 
lichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit berück- 
sichtigen. 

Absatz 1 

Wie bereits im geltenden Gesetz ist der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zum Erlaß der Rechtsverordnungen befugt. 

Nummer 1 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem bis- 
herigen Recht. Die Meldepflichten sind für den 
Pflanzenschutz von besonderer Bedeutung, weil sie 
den Behörden die für die Durchführung von Be- 
kämpfungsmaßnahmen erforderlichen Kenntnisse 
vermitteln. Zu Meldungen soll grundsätzlich jeder 
Staatsbürger verpflichtet werden können. Inhaltlich 
können sich die Meldepflichten auch auf den Anbau 
und das Vorkommen bestimmter Pflanzen erstrek- 
ken. Eine darüber hinaus anzuzeigende „Tatsache" 
kann z. B. die Herkunft einer Pflanze sein, die die 
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Feststellung eines Schadensherdes erleichtert. 
Schließlich kann es aus Gründen des Gesundheits- 
schutzes auch noch notwendig sein, die Anwen- 
dung bestimmter Pflanzenschutzmittel meldepflichtig 
zu machen. Die von den Meldepflichten zu unter- 
scheidenden Auskunftspflichten sind in § 22 gere- 
gelt. 

Nummer 2 

Die in dieser Vorschrift vorgesehenen Uberwa- 
chungs- und Untersuchungspflichten sind ebenfalls 
von grundlegender Bedeutung für den Pflanzen- 
schutz. Die Rechtsverordnungen können sich an die 
Verfügungsberechtigten und Besitzer der in Num- 
mer 2 genannten Gegenstände richten; die Uber- 
wachungs- und Untersuchungspflichten der Behör- 
den sind in den §§ 18 und 22 geregelt. Die Pflichten 
können auf alle Gegenstände erstreckt werden, die 
für den Pflanzenschutz von Bedeutung sind. 

Nummer 3 

Die Vorschrift enthält die im geltenden Gesetz feh- 
lende ausdrückliche Ermächtigung, für den einzel- 
nen Staatsbürger die Verpflichtung zur Bekämpfung 
bestimmter Schadorganismen oder Krankheiten zu 
begründen. 

Nummer 4 

Diese Vorschrift ergänzt die Ermächtigung nach 
Nummer 3 insoweit, als bei Verhütungs- und Be- 
kämpfungsmaßnahmen in besonderen Fällen auch 
die Anwendung bestimmter Pflanzenschutzmittel 
oder anderer Mittel sowie bestimmter Geräte oder 
Verfahren vorgeschrieben oder verboten werden 
kann. Eine solche Anordnung kann besonders aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes von Wichtigkeit 
sein. 

Nummer 5 

Diese Ermächtigung entspricht § 2 Abs. 1 Nr. 6 des 
geltenden Gesetzes. Der Begriff Gegenstände umfaßt 
auch Geräte aller Art. Neu ist, daß für die Ent- 
seuchung und Entwesung bestimmte Mittel oder 
Verfahren vorgeschrieben werden können. Diese 
Reglung dient insbesondere der Abwendung ge- 
sundheitsgefährlicher Nebenwirkungen. 

Nummer 6 

Auf Grund dieser Ermächtigung kann die Ver- 
wendng bestimmter Erden, Nährböden oder Nähr- 
lösungen vorgeschrieben werden. Hierdurch sollen 
z. B. Ansteckungen an Pflanzen in Anzuchtkästen 
vermieden werden. Der Begriff „Nährböden" umfaßt 
den ganzen Bereich der Substrate; also auch Kunst- 
stoffe, Bimsstein oder Torfmoos, er bezieht sich nicht 
nur auf mikrobiologische Unterlagen für die Anzucht. 

Nummer 7 

Diese Vorschrift enthält die Ermächtigung des bis- 
herigen § 2 Abs. 1 Nr. 9 zur Beschränkung der Nut- 
zung befallener Grundstücke oder Anbauflächen. Der 
Erlaß eines völligen Nutzungsverbots ist nicht mehr 
vorgesehen, da der Pflanzenschutz eine so weit- 
gehende Maßnahme nicht erfordert. Neu ist dem- 


gegenüber die Ermächtigung zum Erlaß von Vor- 
schriften über die Sperre befallener, befallsverdächti- 
ger oder befallsgefährdeter Grundstücke oder An- 
bauflächen. Eine Sperre kann notwendig sein, um 
die Verschleppung von Schadorganismen in andere 
Gebiete zu verhindern. 

Nummer 8 

Die Ermächtigung entspricht im wesentlichen § 2 
Abs. 1 Nr. 8 des geltenden Gesetzes. Der Erlaß von 
Vorschriften über die Fruchtfolge ist nicht mehr vor- 
gesehen; das reicht aus, wenn der Anbau bestimm- 
ter Pflanzenarten oder -Sorten verboten oder be- 
schränkt werden kann. 

Nummer 9 

Die Ermächtigung ist neu. Sie entspricht einem prak- 
tischen Bedürfnis, da z. B. durch den Auswuchs 
viruskranker Kartoffeln oder von Tabakpflanzen, 
die vom Blauschimmel befallen sind, Infektionen 
ihren Ausgang finden können. 

Nummer 10 

Auch diese Ermächtigung ist neu. Sie entspricht 
Erfahrungen der Praxis. Bestimmte Pflanzenschutz- 
mittel bleiben über Jahre hinaus im Boden bestän- 
dig und können von empfindlichen Nachkulturen 
aufgenommen werden und auf dem Umwege über 
pflanzliche oder tierische Nahrung zu Gesundheits- 
schäden führen. Zur Abwendung solcher Gesund- 
heitsschäden kann es erforderlich sein, den Anbau 
von Pflanzenarten oder Pflanzensorten, die die 
Pflanzenschutzmittel aufnehmen, zu beschränken 
oder von einer Genehmigung abhängig zu machen. 

Nummer 11 

Die Ermächtigung ist notwendig, um in geeigneten 
Gebieten die Gewinnung gesunden Saatguts und 
die Anzucht von Pflanzen, die der Vermehrung die- 
nen, sicherzustellen. Für diese Gebiete muß der 
Anbau anfälliger Pflanzen oder Pflanzensorten ver- 
boten oder die Verwendung von geeignetem Saat- 
oder Pflanzgut vorgeschrieben werden können. 

Nummer 12 

Diese Ermächtigung gibt die Möglichkeit, die Ver- 
breitung von Schadorganismen durch die Beförde- 
rung von Schadorganismen, von Pflanzen und ande- 
ren Gegenständen zu verhindern. 

Nummer 13 

Auch diese Ermächtigung dient der Verhinderung 
des Verbreitens von Schadorganismen. Sie berück- 
sichtigt Erfahrungen der Praxis, nach denen sich das 
Arbeiten mit Schadorganismen als besonders gefähr- 
lich erwiesen hat. Einer besonderen Hervorhebung, 
daß hierbei der Freiheit der wissenschaftlichen For- 
schung Rechnung zu tragen ist, bedarf es nicht. 

N u m m e r 14 

Diese Ermächtigung, die inhaltlich der in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 des geltenden Gesetzes entspricht, dient Zwek- 
ken des Vorratsschutzes bei der Lagerung von Pflan- 
zen und Pflanzenerzeugnissen. 
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N u m m e r 15 I 

Vorschriften auf Grund dieser Ermächtigung dienen 
nicht nur dem Vorratsschutz, sie sollen auch verhin- 
dern, daß sich Schadorganismen über die der Lage- 
rung von Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen die- 
nenden Grundstücke, Gebäude, Räume oder Behält- 
nisse verbreiten. Dies kann insbesondere bei Lage- 
rung von Saatgut von Bedeutung sein. 

Nummer 16 

Die Ermächtigung bildet die Grundlage für eine 
Regelung des Schutzes derjenigen Tiere, Pflanzen 
und Viren, die im Rahmen der biologischen Schäd- 
lingsbekämpfung verwendet werden können. Auch 
Viren können nützlich und damit in diesem Zusam- 
menhang schutzwürdig sein. 

Absatz 2 

Die Ermächtigung für die Landesregierungen soll 
die Verordnungspraxis erleichtern, wenn für den 
Erlaß bundeseinheitlicher Rechtsvorschriften kein 
Bedürfnis besteht oder solche noch nicht vorhanden 
sind. Durch die Delegationsbefugnis der Landes- 
regierungen soll organisatorischen oder regionalen 
Besonderheiten Rechnung getragen werden können. 

Zu §4 

Diese Vorsdirift bildet die Rechtsgrundlage für 
Maßnahmen des Pflanzenschutzes beim Verkehr mit 
Gebieten außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes. Er soll sowohl die Möglichkeit bieten, die 
Einschleppung von Schadorganismen und Krankhei- 
ten in den Geltungsbereich des Gesetzes zu verhin- 
dern als auch die Möglichkeit, insbesondere in Er- 
füllung zwischenstaatlicher Verpflichtungen, die 
Verschleppung von Schadorganismen und Krank- 
heiten aus dem Geltungsbereich des Gesetzes zu 
verhüten. Daß die Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr 
bundeseinheitlicher Regelung bedarf, ist bisher 
schon in § 3 des geltenden Gesetzes anerkannt. 

§ 4 ermächtigt daher, im Gegensatz zu § 3 nur den 
Bundesminister. Da die Länder an der Ausführung 
der Rechtsverordnung beteiligt sind, ist die Zu- 
stimmung des Bundesrates vorgesehen. 

Die einzelnen Nummern sehen alle in Betracht kom- 
menden Uberwachungsmaßnahmen vor. Sie entspre- 
chen inhaltlich im wesentlichen § 3 Nr. 1 des gel- 
tenden Gesetzes. Die Möglichkeit, die Einfuhr, Aus- 
fuhr oder Durchfuhr von einer Genehmiung abhän- 
gig zu machen, ist wegen der besonderen Bedeu- 
tung dieser Maßnahme in Nummer 1 besonders her- 
vorgehoben. In Nummer 2 ist vor allem die Bei- 
bringung eines amtlichen Gesundheitszeugnisses ge- 
nannt, wie es in den zwischenstaatlichen Pflanzen- 
schutzabkommen gefordert wird. Die in Nummer 3 
vorgesehene amtliche Beobachtung ist neu. Sie soll 
die Möglichkeit schaffen, Pflanzen und Pflanzen- 
erzeugnisse unter Quaratäne zu stellen. 

Die Ermächtigungen werden vor allem Bedeutung 
haben für die Ausführung der zu erwartenden Vor- 
schriften der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über den Verkehr mit Pflanzen und Pflanzenerzeug- 
nissen. 


Zu § 5 

Absatz 1 

Die Vorschrift ist notwendig, weil es — wie die Er- 
fahrung gezeigt hat — Fälle gibt, in denen Vor- 
schriften zur Abwendung bedeutender wirtschaft- 
licher Schäden sofort erlassen werden müssen, ohne 
daß die Zustimmung des Bundesrates noch recht- 
zeitig eingeholt werden kann. In solchen Notfällen 
muß der Bundesminister die Möglichkeit haben, 
Rechtsverordnungen nach §§ 3 und 4 ohne Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassen. Die Verordnun- 
gen sind jedoch auf längstens sechs Monate befri- 
stet. 

Absatz 2 

Die Vorschrift gibt den zuständigen Behörden die 
Rechtsgrundlage, im Einzelfall Maßnahmen zur Be- 
kämpfung von Schadorganismen oder Krankheiten 
durch Verwaltungsakt anzuordnen. Sie trägt eben- 
falls der Erfahrung Rechnung, daß es Fälle gibt, in 
denen der Allgemeinheit drohende Gefahren sofort 
behoben werden müssen, ohne daß der Erlaß einer 
Rechtsverordnung abgewartet werden kann. Durch 
die Formulierung und die Stellung der Vorschrift 
innerhalb des Gesetzes wird zum Ausdruck gebracht, 
daß von der Ermächtigung nur in besonderen Aus- 
nahmesituationen Gebrauch gemacht werden darf. 

Zu § 6 

Durch diese Vorschrift wird die Möglichkeit geschaf- 
fen, die Anwendung besonders gefährlicher Pflan- 
zenschutzmittel auf Pflanzen, die zur menschlichen 
Ernährung bestimmt sind, zu regeln. Pflanzen, die 
mit solchen Pflanzenschutzmitteln behandelt worden 
sind, können, wenn sie als Lebensmittel in den Ver- 
kehr gebracht werden, geeignet sein, die mensch- 
liche Gesundheit zu gefährden. Die Feststellung, daß 
die so behandelten Pflanzen geeignet sind, bei ihrer 
Verwendung als Lebensmittel die menschliche Ge- 
sundheit zu schädigen, kann nach den Vorschriften 
des Lebensmittelgesetzes erst im Rahmen der Le- 
bensmittelüberwachung getroffen werden. Von die- 
ser Überwachung werden aber nicht alle Lebens- 
mittel erfaßt, und in Fällen der Beanstandung 
kann meistens der eigentliche Verursacher nicht er- 
mittelt werden. Nunmehr soll durch Maßnahmen des 
Verordnungsgebers erreicht werden, daß bereits bei 
der Anwendung bestimmter Pflanzenschutzmittel auf 
Pflanzen, also in einem Stadium, in dem sie noch 
nicht als Lebensmittel in den Verkehr gebracht wer- 
de sind, eine Gefährdung der menschlichen Gesund- 
heit soweit wie möglich ausgeschlossen wird. 

Zu §7 

Durch diese Vorschrift wird der Zulassungszwang 
für alle Pflanzenschutzmittel eingeführt. 

Es besteht zwar schon seit Errichtung der „Prüfstelle 
für Pflanzenschutzmittel und -geräte" bei der Biolo- 
gischen Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
im Jahre 1919 die Möglichkeit, freiwillig Pflanzen- 
schutzmittel auf ihre Eignung untersuchen zu lassen. 
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Von dieser Möglichkeit haben die Hersteller weit- 
gehend Gebrauch gemacht, zumal da die Pflanzen- 
schutzmittel nach erfolgreicher Prüfung als amtlich 
anerkannt bezeichnet und mit einem Anerkennungs- 
zeichen der Biologischen Bundesanstalt gekennzeich- 
net werden durften. Die einheitliche Prüfung und 
Bewertung hat wesentlich zu den Fortschritten der 
Industrie bei der Herstellung von Pflanzenschutz- 
mitteln und zur Fortentwicklung der Pflanzenschutz- 
technik beigetragen. Die Aufnahme der anerkannten 
Präparate gab vor allem der Praxis Auskunft über 
die phytosanitäre Wirksamkeit und die sonstigen 
Eigenschaften der meisten im Handel befindlichen 
Pflanzenschutzmittel. 

Es hat sich jedoch als notwendig erwiesen, von 
diesem System freiwilliger Prüfungen abzugehen 
und einen Zulassungszwang für Pflanzenschutzmit- 
tel einzuführen. Maßgebend ist hierfür einmal die 
Überlegung, daß mit den bisherigen gesetzlichen 
Möglichkeiten nicht verhindert werden kann, daß 
Pflanzenschutzmittel in den Verkehr gebracht wer- 
den, die für bestimmte Anwendungszwecke oder 
auch generell unwirksam sind. Zum anderen ist mit 
der Fortentwicklung der Pflanzenschutzmittel und 
der zunehmenden Verbreitung ihrer Anwendung in 
der Landwirtschaft die Gefahr von (toxischen) Schä- 
den für den einzelnen und die Allgemeinheit ständig 
gestiegen. Diese Gefahren können nur abgewendet 
werden, wenn alle Pflanzenschutzmittel, bevor sie 
in den Handel kommen, einheitlich geprüft und zu- 
gelassen werden. Die Einführung des Zulassungs- 
zwanges entspricht einem Verlangen des Deutschen 
Bundestages. Sie wird auch innerhalb der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft angestrebt. 

Zu beachten ist, daß die mit der vorgesehenen Zu- 
lassung verbundene Prüfung von Pflanzenschutz- 
mitteln durch die Biologische Bundesanstalt den 
Nachweis der Brauchbarkeit von Mitteln für den 
praktischen Pflanzenschutz sowie der Unbedenklich- 
keit bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 
Anwendung erbringen soll. Die Möglichkeit einer 
darüber hinausgehenden freiwilligen Bewertung von 
Pflanzenschutzmitteln durch die Biologische Bundes- 
anstalt sowie der Verleihung eines Gütezeichens soll 
daneben bestehen bleiben (vgl. § 17 Abs. 2 Nr. 4). 

Absatz 1 

Die Vorschrift enthält den Grundsatz, daß nur zu- 
gelassene Pflanzenschutzmittel eingeführt oder ver- 
trieben werden dürfen. Zuständig für die Erteilung 
der Zulassung soll die Biologische Bundesanstalt 
sein, die bereits über entsprechende Einrichtungen 
und Erfahrungen verfügt. Eine obligatorische Zu- 
lassung von Pflanzenschutzmitteln, die für die Aus- 
fuhr bestimmt sind, ist nicht erforderlich; jedoch 
sollen für diese Pflanzenschutzmittel auch weiterhin 
freiwillige Güteprüfungen möglich sein. 

Absatz 2 

Die Vorschrift legt für das Zulassungsverfahren 
einheitlich fest, wer die Zulassung beantragen kann. 
Als Antragsteller ist in Nummer 2 der Vertriebs- 
unternehmer besonders aufgeführt, weil in der Pra- 
xis Pflanzenschutzmittel nicht immer vom Hersteller, 


sondern von einem besonderen Vertriebsunterneh- 
men in den Verkehr gebracht werden und der Ver- 
triebsunternehmer ein berechtigtes wirtschaftliches 
Interesse daran hat, das Pflanzenschutzmittel aus- 
schließlich unter eigenem Namen zu vertreiben. 

Absatz 3 

Die Vorschrift schreibt den wesentlichen Inhalt des 
Zulassungsantrages vor, der die Grundlage für die 
Entscheidung der Biologischen Bundesanstalt bildet. 
Nach dem Inhalt des Antrages bestimmt sich ins- 
besondere auch, welche Auflagen dem Antragsteller 
bei der Zulassung zu erteilen sind. Die Angaben 
nach den Nummern 1 bis 3 haben vor allem den 
Zweck, das Pflanzenschutzmittel nach Herkunft, Be- 
zeichnung und Zusammensetzung genau zu beschrei- 
ben. Die Angaben nach den Nummern 4 bis 7 sind 
von Bedeutung für den Umfang und die Richtung 
der Prüfung sowie für die Überwachung der Hin- 
weise und Kennzeichnungen, die zur Unterrichtung 
und zum Schutz des Verbrauchers beim Vertrieb 
des Pflanzenschutzmittels verwendet werden müs- 
sen. 

Zu § 8 

Absatz 1 enthält die inhaltlichen Voraussetzungen für 
die Zulassung. 

Die in Nummer 1 genannte Voraussetzung dient 
der Sicherung der Wirksamkeit des Pflanzenschutz- 
mittels, die allerdings nicht im Sinne besonderer 
Güteanforderungen zu verstehen ist. Hinreichend 
wirksam ist ein Pflanzenschutzmittel vielmehr schon 
dann, wenn es durchschnittlichen Anforderungen ge- 
nügt. Ein absoluter Beurteilungsmaßstab ist insoweit 
allerdings nicht gegeben; abzustellen ist auf den 
jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Erkennt- 
nisse und der Technik. 

Die Nummern 2 und 3 dienen dem Schutz vor schäd- 
lichen Auswirkungen der Pflanzenschutzmittel. In 
Nummer 2 wird der Schutz der Gesundheit beim 
Verkehr mit gefährlichen Stoffen wegen seiner sach- 
lichen Bedeutung und im Hinblick auf die für den 
Verkehr mit Giften bestehenden Sonderregelungen 
besonders genannt. Bei beiden Voraussetzungen ist 
sowohl der Schutz der Personen, die das Pflanzen- 
schutzmittel anwenden, als auch der Schutz aller 
anderen Personen zu beachten, die unmittelbar oder 
mittelbar — etwa durch den Genuß der behandelten 
Erzeugnisse — gefährdet werden können. Ferner ist 
auch der Schutz der Haustiere einbezogen. Unter die 
Nummer 3 fallen auch Schäden sonstiger Art, wie 
etwa vermeidbare Schäden für das Wild oder Aus- 
wirkungen auf den Naturschutz oder die Land- 
schaftspflege sowie biologisch, physikalisch und 
chemisch unerwünschte Nebenwirkungen für Böden 
und Gewässer. Für Gewässer ist insbesondere die 
Einhaltung der Vorschriften nach dem Wasserhaus- 
haltsgesetz zu beachten. 

Das in Absatz 2 vorgeschriebene Einvernehmen mit 
dem Bundesgesundheitsamt ist erforderlich, um eine 
ausreichende Überprüfung der gesundheitlichen 
Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln zu ge- 
währleisten. 
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Absatz 3 verpflichtet die Biologische Bundesanstalt, 
dem Antragsteller bei oder nach der Zulassung die ; 
zur Einhaltung der Zulassungsvoraussetzungen er- | 
forderlichen Auflagen zu erteilen. Als Beispiel sind i 
Auflagen über die Verwendung bestimmter Anga- 
ben oder Kennzeichnungen wegen ihrer besonde- 
ren Bedeutung für die Unterrichtung und den Schutz 
des Verbrauchers besonders hervorgehoben. 

Zu §9 

Absatz 1 

Die Befristung der Zulassung auf zehn Jahre dient 
der Überwachung der zugelassenen Pflanzenschutz- 
mittel. Sie soll vor allem sicherstellen, daß Pflanzen- 
schutzmittel, die sich in der Praxis nicht bewährt 
haben, aus dem Verkehr gezogen werden. Bei Pflan- 
zenschutzmitteln, die über die Zulassungsdauer hin- 
aus vertrieben werden sollen, gewährleistet die 
Vorschrift ferner, daß das Präparat nach Ablauf der 
Frist durch die Biologische Bundesanstalt erneut 
überprüft und zugelassen wird. Die Vorschrift ent- 
spricht der in Vorbereitung befindlichen Richtlinie 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über den 
Verkehr mit Pflanzenschutzmitteln. 

Die Festsetzung einer kürzeren Zulassungsdauer nach 
Satz 2 wird etwa dann in Betracht kommen, wenn 
die Vertriebsmöglichkeiten für ein neues Präparat 
erprobt werden sollen, oder wenn es sich um ein 
Pflanzenschutzmittel handelt, das nur zeitlich be- 
schränkt angewendet werden soll. 

Absatz 2 und 3 

Auch diese Vorschriften dienen der Überwachung 
der zugelassenen Pflanzenschutzmittel. Die Biologi- 
sche Bundesanstalt muß die Möglichkeit haben, die 
Zulassung zurückzunehmen oder zu widerrufen, 
wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht Vorgele- 
gen haben oder später weggefallen sind. Ein Weg- 
fall der Voraussetzungen ist auch gegeben, wenn die 
Wissenschaft zu neuen Erkenntnissen gelangt, die 
zu einer anderen Beurteilung eines Mittels führen 
würden, falls für das Mittel ein neuer Antrag auf 
Zulassung gestellt würde. Um die Einhaltung von 
Auflagen zu sichern, ist in Absatz 3 auch der Wider- 
ruf für den Fall der Nichteinhaltung von Auflagen 
vorgesehen. Daß bei Anwendung dieser Vorschrif- 
ten der allgemeine Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit zu beachten ist, bedurfte im Gesetzestext keiner 
Hervorhebung. 

Zu § 10 

Absatz 1 

Die vorgesehene Bekanntmachung der Entscheidung 
der Biologischen Bundesanstalt über die Zulassun- 
gen von Pflanzenschutzmitteln dient der Unterrich- 
tung der Öffentlichkeit über den Bestand an zugelas- 
senen Pflanzenschutzmitteln. 

Absatz 2 

Die Ermächtigung soll die Möglichkeit schaffen, über 
die §§ 7 bis 9 hinaus weitere Einzelheiten des Ver- 


fahrens der Prüfung und Zulassung durch Rechts- 
verordnung vorzuschreiben. In Betracht kommen hier 
insbesondere Vorschriften über zusätzliche Anga- 
ben im Zulassungsantrag, über beizufügende Unter- 
lagen, über die Form des Zulassungsantrages und 
über den Zeitpunkt, in dem ein Antrag auf erneute 
Zulassung nach § 9 Abs. 1 zu stellen ist. 

Zu§ 11 

Die Vorschrift enthält notwendige Ergänzungen der 
Zulassungsregelung für im Ausland hergestellte 
Pflanzenschutzmittel. 

Absatz 1 

Die Ermächtigung soll die Möglichkeit schaffen, im 
Ausland zugelassene Pflanzenschutzmittel im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ohne erneute Zulas- 
sung durch die Biologische Bundesanstalt vertreiben 
zu können, wenn die Voraussetzungen, die nach § 8 
Abs. 1 an inländische Pflanzenschutzmittel gestellt 
werden, erfüllt sind. Sie dient der Erleichterung des 
zwischenstaatlichen Handels mit Pflanzenschutzmit- 
teln und entspricht Empfehlungen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Die in Satz 2 vorgesehenen 
Kennzeichnungsvorschriften sollen sicherstellen, daß 
die Verbraucher von ausländischen Pflanzenschutz- 
mitteln in demselben Umfang über die für sie we- 
sentlichen Tatsachen unterrichtet werden wie bei 
inländischen Pflanzenschutzmitteln. 

Absatz 2 

Die Vorschrift soll der Biologischen Bundesanstalt 
die Möglichkeit geben, in Einzelfällen Ausnahmen 
von dem Einfuhrverbot des § 7 Abs. 1 zuzulassen. 
Für Forschungs- und Untersuchungszwecke werden 
häufig aus dem Ausland stammende, nicht zugelas- 
sene Pflanzenschutzmittel benötigt werden. Auch 
kann ein berechtigtes wirtschaftliches Interesse 
daran bestehen, nicht zugelassene neue Präparate 
auf Ausstellungen vorzuführen. Weiterhin kann es 
bei Gefahr im Verzüge, etwa bei neu auftretenden 
Krankheiten oder Schadorganismen, notwendig wer- 
den, kurzfristig aus dem Ausland ein geeignetes 
Pflanzenschutzmittel zu beschaffen. 

Zu§ 12 

Die Vorschrift regelt die Kennzeichnung der Pflan- 
zenschutzmittel. Sie ist für den Schutz und die Un- 
terrichtung des Verbrauchers und für die Über- 
wachung des Verkehrs mit Pflanzenschutzmitteln 
von grundlegender Bedeutung. 

Absatz 1 legt die Form und den zwingenden Inhalt 
der Kennzeichnung fest. Die Angaben nach Num- 
mer 1 und 2 dienen in erster Linie der Überwachung 
des Verkehrs mit Pflanzenschutzmitteln, die Anga- 
ben nach Nummer 3 bis 6 vor allem der Unterrich- 
tung des Verbrauchers über Beschaffenheit, An- 
wendungszweck und mögliche Gefahren des Pflan- 
zenschutzmittels. 

Absatz 2 stellt die für die Ausfuhr bestimmten 
Pflanzenschutzmittel von der Kennzeichnungspflicht 
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frei, da für diese Pflanzenschutzmittel die Vor- 
schriften des Bestimmungslandes maßgebend sind. 

Absatz 3 stellt klar, daß weitere Kennzeichnungs- 
pflichten — wie sie etwa für Gifte bestehen — 
unberührt bleiben. 

Zu § 13 

Die Vorschrift ist im Hinblick auf § 12 Abs. 2 zur 
Erleichterung der Überwachungstätigkeit der Behör- 
den erforderlich. 

Zu§ 14 

Der Pflanzenschutz erfordert bei seinem Umfang und 
der Differenziertheit der Mittel und Verfahren be- 
sondere fachliche Kenntnisse und Erfahrungen. Dies 
hat dazu geführt, daß in steigendem Maße die An- 
wendung von Planzenschutzmitteln besonderen Un- 
ternehmen übertragen wird. Die Bundesregierung 
hat diese Entwicklung in den letzten Jahren unter- 
stützt und gefördert, um die Wirksamkeit des Pflan- 
zenschutzes zu erhöhen und um die landwirtschaft- 
lichen Betriebe zu entlasten. Eine unsachgemäße 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln kann der 
Landwirtschaft erhebliche wirtschaftliche Schäden zu- 
fügen und bringt besondere Gefahren mit sich. Es 
ist daher erforderlich, die gewerbsmäßige Schäd- 
lingsbekämfpung bestimmten Regelungen zu unter- 
werfen, die insbesondere eine behördliche Über- 
wachung ihrer Tätigkeit gewährleisten. Die nicht- 
gewerbsmäßige Anwenduixg von Pflanzenschutzmit- 
teln — etwa in der Form der Nachbarschaftshilfe — 
wird durch die Vorschrift nicht berührt. 

Absatz 1 

Die Anzeigepflicht soll sicherstellen, daß den zustän- 
digen Behörden der Kreis der Betriebe, die Pflan- 
zenschutzmittel gewerbsmäßig für andere anwenden, 
bekannt ist. Sie gibt den Behörden damit die wesent- 
liche Grundlage für die Überwachungstätigkeit. 

Absatz 2 

Mit der Vorschrift soll erreicht werden, daß die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln fachgerecht und 
zuverlässig durchgeführt wird. 

Absatz 3 

Die Vorschrift gibt den zuständigen Behörden die 
Rechtsgrundlage, Pflanzenschutzunternehmen im 
Einzelfall Anordnungen zu erteilen, um Gefahren 
für die Gesundheit von Menschen und Haustieren 
abzuwenden. Die Anordnungen können insbeson- 
dere auch zum Schutz der Arbeitnehmer des Unter- 
nehmens ergehen. Die allgemeinen gewerberecht- 
lichen Überwachungsmaßnahmen, insbesondere die 
Möglichkeit einer Gewerbeuntersagung nach § 35 der 
Gewerbeordnung, bleiben daneben bestehen. 

Absatz 4 

Die Vorschrift enthält die notwendige Ermächtigung 
für eine Regelung des Anzeigeverfahrens. Bundes- 
einheitliche Vorschriften hierüber erscheinen nicht 
erforderlich. 


Zu § 15 

Die §§ 3 bis 5 des Gesetzes sehen Maßnahmen des 
Pflanzen- und Vorratsschutzes vor, die in verschie- 
dener Weise in das Vermögen des einzelnen ein- 
greifen können. Diese Maßnahmen werden im all- 
gemeinen keine Enteignung darstellen, da sie an 
die besondere Gefährlichkeit der betroffenen Gegen- 
stände anknüpfen, jedermann gleich treffen und da- 
her als allgemeine Beschränkung des Eigentums 
nach Artikel 14 Abs. 1 und 2 des Grundgesetzes 
entschädigungslos zulässig sind. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, daß die zuständigen Behörden zu 
Einzeleingriffen ermächtigt sind, die den Tatbestand 
der Enteignung erfüllen. Dies kann der Fall sein, 
wenn das Eigentum an Pflanzen, Pflanzenerzeug- 
nissen oder sonstigen Gegenständen, die als solche 
nicht unmittelbar gefährlich sind, sondern beispiels- 
weise nur mittelbar die Verbreitung einer Krankheit 
fördern, durch Vernichtung vollständig entzogen 
wird. Mit Rücksicht auf Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 
des Grundgesetzes bestimmt § 15 Abs. 1 daher, daß 
in diesen Fällen eine Entschädigung in Geld zu lei- 
sten ist. Die Bestimmung des Ausmaßes der Ent- 
schädigung in Absatz 1 Satz 1 und 2 trägt den von 
der Rechtsprechung zu Artikel 14 Abs, 3 Satz 3 des 
Grundgesetzes entwickelten Grundsätzen Rechnung. 

Absatz 2 schließt eine Entschädigung für die Fälle 
aus, in denen der Betroffene die Maßnahme durch 
Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften des Pflan- 
zenschutzrechts oder Anordnungen der Behörden 
selbst veranlaßt hat. 

Zu § 16 

Die Härteklausel ist eine notwendige Ergänzung der 
Entschädigungsregclung des § 15. Hierbei ist an 
Ausnahmefälle gedacht, in denen beispielsweise 
größere Anpflanzungen (wie etwa eine Obstplan- 
tage) vernichtet werden muß und der Betroffene 
wegen des langen Nutzungsausfalles in seiner Exi- 
stenz bedroht ist. Hier wäre es unbillig, die Ent- 
schädigung auf die Fälle des § 15 zu beschränken. 

Zu § 17 

Absatz 1 

Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft (BBA) ist eine nicht rechtsfähige Bundes- 
anstalt, die dem Bundesminister untersteht und ih- 
ren Sitz in Berlin-Dahlem und in Braunschweig hat. 
Die Anstalt hat die Aufgaben der früheren Biolo- 
gischen Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
übernommen, die aus der 1898 gegründeten „Biolo- 
gischen Abteilung am Kaiserlichen Gesundheitsamt" 
hervorgegangen ist. Die Anstalt ist 1950 in die Ver- 
waltung des Bundes übernommen worden (vgl. Ver- 
ordnung vom 8. September 1950 — BGBl, S. 876) und 
durch Erlaß vom 29. November 1950 in Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft iim- 
benannt worden. Sie wird von einem Präsidenten 
geleitet und gliedert sich gegenwärtig in vier Ab- 
teilungen mit 14 Instituten. Die Anstalt erfüllt in 
erster Linie wichtige phytosanitäre Forschungsauf- 
gaben auf den Gebieten der Botanik, Zoologie, 
I Mikrobiologie, Chemie und Pflanzenvirusforschung. 
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Drei Institute sind auf den Gebieten der Pflanzen- 
schutzmittelprüfung und der Geräteprüfung tätig, 
während 9 über das Bundesgebiet verteilte Außen- 
institute (wie z. B. das Institut für Obstkrankheiten 
in Heidelberg und das für Rebenkrankheiten in 
Bernkastel-Kues) vorwiegend auf Spezialgebieten 
der angewandten Forschung arbeiten. 

Daneben hat die Anstalt obrigkeitliche Aufgaben zu 
erfüllen, die ihr durch besondere Rechtsvorschriften 
übertragen sind. So dürfen nach § 1 Abs. 2 der 
Verordnung über die Schädlingsbekämpfung mit 
hochgiftigen Stoffen vom 17. Juli 1934 (RGBl. I 
S. 276) arsenhaltige Verbindungen zur Bekämpfung 
von Schädlingen nur angewandt werden, wenn sie 
von der BBA anerkannt worden sind. Ferner dürfen 
nach § 41 des Bundesseuchengesetzes vom 18. Juli 
1961 (BGBl. I S. 1012) bei von Behörden angeordne- 
ten Entrattungen nur Mittel und Verfahren ange- 
wendet werden, die von der BBA auf Brauchbarkeit 
geprüft und in einer Liste veröffentlicht sind. 

In Absatz 1 wird ausdrücklich festgestellt, daß die 
Biologische Bundesanstalt im Hinblick auf ihre 
hoheitlichen Aufgaben die Stellung einer Bundes- 
oberbehörde im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes hat. 

In Absatz 2 sind die Aufgaben der Biologischen Bun- 
desanstalt aufgeführt. Der Aufgabenkatalog ent- 
spricht inhaltlich im wesentlichen § 4 des geltenden 
Gesetzes; er ist lediglich ausführlicher und übersicht- 
licher gegliedert. Neu hinzugekommen sind die mit 
der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zusammen- 
hängenden Verwaltungsaufgaben in Nummer 3. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Regelung des Absatzes 2 
nicht abschließend ist. 

Zu § 18 

Absatz 1 bestimmt, daß die Aufgaben des Pflanzen- 
schutzdienstes in den Ländern grundsätzlich von 
besonderen staatlichen Behörden, den Pflanzen- 
schutzämtern, wahrgenommen werden müssen. Er 
läßt den Ländern aber die Möglichkeit, den Pflan- 
zenschutzdienst organisatorisch anderen Behörden 
anzugliedern oder auch anderen Stellen, die hoheit- 
liche Aufgaben erfüllen können, zu übertragen. In 
den meisten Ländern des Bundesgebietes bestehen 
bereits staatliche Pflanzenschutzämter. Die Regelung 
entspricht Artikel IV Abs. 1 des bereits zu § 1 er- 
wähnten Internationalen Pflanzenschutzabkommens, 
nach dem jeder vertragschließende Staat verpflichtet 
ist, eine amtliche Pflanzenschutzorganisation einzu- 
richten. 

Absatz 2 zählt die wichtigsten Aufgaben der Pflan- 
zenschutzdienststellen auf, wie sie in Artikel IV 
Abs. 1 des Internationalen Pflanzenschutzabkom- 
mens aufgeführt sind. Er entspricht inhaltlich § 5 
Abs. 2 des geltenden Gesetzes. 

Zu § 19 

Absatz 1 

In dieser Vorschrift wird die Mitwirkung der Be- 
hörden der Zollverwaltung vor der Durchführung 


des Gesetzes und der dazu erlassenen Rechtsverord- 
nung festgelegt. Diese Regelung ist notwendig, da 
sich der Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht mit 
dem Zollgebiet deckt, jedoch die Einhaltung von 
Verboten und Beschränkungen dieses Gesetzes auch 
da sichergestellt sein muß, wo Zollgrenzen und 
Hoheitsgrenzen auseinanderfallen. Da im Freihafen 
Hamburg keine Dienststelle der Bundeszollverwal- 
tung tätig ist, ist es notwendig, dem Freihafenamt 
die Überwachungsaufgaben übertragen zu können. 

Absatz 2 

Die Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung 
ist erforderlich, weil es nicht zweckmäßig ist, die 
Einzelheiten des Überwachungsverfahrens im Ent- 
wurf zu regeln. 

Zu § 20 

Die vorgesehene Bekanntgabe der Zolldienststellen, 
bei denen eine ordnungsgemäße Abfertigung statt- 
finden kann, dient der Unterrichtung der Impor- 
teure. Sie ist notwendig, weil nicht alle Zolldienst- 
stellen mit den erforderlichen Untersuchungseinrich- 
tungen versehen sind und mitunter bereits zuge- 
lassene Stellen gewechselt oder neue Stellen ein- 
gerichtet werden müssen. 

Zu § 21 

Die Vorschrift ersetzt § 11 des geltenden Gesetzes. 

Absatz 1 enthält die Ermächtigung zum Erlaß einer 
Gebührenordnung für die Tätigkeit der Biologischen 
Bundesanstalt. 

Absatz 2 enthält die Ermächtigung zum Erlaß einer 
Gebührenordnung für die in § 4 Nr. 2 vorgesehenen 
Einfuhruntersuchungen und die Ausstellung von 
Pflanzengesundheitszeugnissen. Diese Verwaltungs- 
tätigkeiten obliegen zwar den Ländern; es ist jedoch 
erforderlich, die Gebühren bundeseinheitlich zu re- 
geln, um u. a. einen nicht im Interesse des Pflanzen- 
schutzes möglichen Wettbewerb unter den Ländern 
zu vermeiden. Im Unterschied zu Absatz 1 ist hier 
die Zustimmung des Bundesrates vorgesehen. 

Absatz 3 stellt klar, daß sich die Gebühren im übri- 
gen nach Landesrecht regeln. 

Zu § 22 

Die Vorschrift begründet eine allgemeine Auskunfts- 
pflicht, die sich auf alle zur Durchführung des Ge- 
setzes erforderlichen Auskünfte bezieht. Ohne eine 
solche Au skunftspf licht lassen sich die notwendigen 
Maßnahmen des Pflanzen- und Vorratsschutzes nicht 
durchführen. Sie ist vor allem notwendig, um die 
erforderlichen Unterlagen für die Vorbereitung ein- 
zelner Bekämpfungsmaßnahmen zu schaffen. Hierbei 
kann es auch erforderlich werden, Grundstücke, 
Geschäfts- und Wohnräume der Auskunftspflichti- 
gen zu betreten und dort bestimmte Kontrollen 
durchzuführen. Insoweit ist es notwendig, das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 des Grundgesetzes) einzuschränken. 
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Absatz 3 schützt den zur Erteilung einer Auskunft 
Verpflichteten gegen die Einholung von Auskünf- 
ten, durch die er sich selbst oder einen nahen Ange- 
hörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung aus- 
setzen würde. 


Zu § 23 

Die Vorschrift stellt das Verbreiten von Schadorga- 
nismen unter Strafe. Der Tatbestand ist gegenüber 
§ 14 des geltenden Gesetzes eingeschränkt und un- 
ter strafrechtlichen Gesichtspunkten genauer aus- 
gestaltet. Unter Strafe gestellt ist nur noch das 
Verbreiten von Schadorganismen, und dies nur 
dann, wenn dadurch fremde Pflanzenbestände von 
bedeutendem Wert gefährdet werden. Die Tat wird 
als Vergehen bewertet. Die Begriffe Pflanzen und 
Schadorganismen sind in § 2 Nr. 1 und 2 näher 
definiert. Wann ein fremder Pflanzenbestand von 
bedeutendem Wert ist, wird im einzelnen von der 
Rechtsprechung zu klären sein. In den Absätzen 1 
und 2 wird zwischen vorsätzlicher und absichtlicher 
Begehungsweise unterschieden. Durch die in Ab- 
satz 2 vorausgesetzte Absicht hat die Tat einen 
erheblichen Schweregrad, der die Mindeststrafe von 
drei Monaten Gefängnis rechtfertigt. Diese Straf- 
androhung entspricht § 332 Abs. 2 des Entwurfs 
eines Strafgesetzbuches (E 1962). Wegen der erheb- 
lichen Gefährlichkeit der Tat ist in Absatz 3 der 
Versuch unter Strafe gestellt. 


Zu § 24 

Die Angehörigen oder Beauftragten der Überwa- 
chungsbehörden können bei ihrer Tätigkeit, ins- 
besondere in Ausübung ihrer Befugnisse nach § 22, 
Kenntnis von fremden Geheimnissen erhalten. Hier- 
bei wird es sich in der Regel um Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse handeln, es können aber auch 
Geheimnisse aus dem persönlichen Lebensbereich 
in Betracht kommen. Es muß sichergestellt werden, 
daß solche Geheimnisse nicht an Unbefugte wei- 
lergegeben werden. § 24 stellt daher nach dem 
Muster zahlreicher anderer Gesetze die unbefugte 
Offenbarung und Verwertung fremder Geheimnisse 
unter Strafe. Da die Vorschrift lediglich private 
Interessen schützt, ist in Absatz 3 vorgesehen, daß 
die Tat nur auf Antrag verfolgt wird. 


Zu § 25 

Die Vorschrift enthält die Tatbestände, die als Ord- 
nungswidrigkeiten unter Bußgeldandrohung gestellt 
werden sollen. Sie unterscheidet sich von § 13 des 
geltenden Gesetzes vor allem dadurch, daß — von 
§ 23 abgesehen — alle Verstöße gegen das Pflanzen- 
schutzgesetz wegen ihres geringer zu bewertenden 
Unrechtsgehalts einheitlich als Ordnungswidrigkei- | 
ten eingestuft sind. Wie bisher ist sowohl die vor- 
sätzliche als auch die fahrlässige Begehungsweise 
erfaßt. 


Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Absatz 1 

Nummer 1 soll die Beachtung der auf Grund der 
§§ 3, 4, 6 und 10 Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnun- 
gen sichern. Dem gleichen Zweck dient Nummer 2, 
die sicherstellen soll, daß die Vorschriften einer 
nach § 3 des geltenden Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnung eingehalten werden. Nummer 3 stellt 
denjenigen unter Bußgeldandrohung, der vollzieh- 
baren Anordnungen nach § 5 oder § 14 Abs. 3 nicht 
nachkommt. Nummer 4 enthält die erforderliche Ab- 
sicherung der Vorschriften über die Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln. Nummer 5 betrifft Verstöße 
gegen die Kennzeichnungsvorschriften. Nummer 6 
soll die Einhaltung der Anzeigepflicht nach § 14 
Abs. 1 gewährleisten. Nummer 7 ist im Hinblick 
auf die Auskunftspflicht nach § 22 erforderlich. 

Absatz 2 

Die Vorschrift sieht gegenüber dem Ordnungs- 
widrigkeitsgesetz, auf das im geltenden Gesetz ver- 
wiesen wird, eine Verschärfung der Bußgeldandro- 
hung und eine Differenzierung des Bußgeldes nach 
der Begehungsweise vor. Mit der schärferen Buß- 
geldandrohung soll deutlich gemacht werden, welche 
Bedeutung den Verstößen gegen das Pflanzenschutz- 
gesetz beizumessen ist. Dies ist insbesondere des- 
halb erforderlich, weil nach der einheitlichen Be- 
werLung der Tatbestände als Ordnungswidrigkeiten 
eine Zuwiderhandlung im Einzelfall nicht mehr als 
Straftat angesehen werden kann. Ferner ermöglicht 
die verschärfte Bußgeldandrohung, gegen wirtschaft- 
lich stärkere Unternehmen, die im Anwendungs- 
bereich des Gesetzes teilweise eine große Rolle 
spielen, eine ihren wirtschaftlichen Verhältnissen 
entsprechende empfindlichere Geldbuße zu verhän- 
gen. 

Absatz 3 

In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 4 besteht 
ein praktisches Bedürfnis, Gegenstände, auf die sich 
eine Zuwiderhandlung bezieht, im Bußgeldverfahren 
einziehen zu können. 

Absatz 4 

Die Nichtbefolgung von Anordnungen über Pflanzen- 
schutzmaßnahmen kann häufig erst nach einem 
längeren Zeitraum festgestellt werden. So ist z. B. 
bei im Herbst gepflanzten viruskranken Obstbäu- 
men das Krankheitsbild erst in der nächsten Vegeta- 
tionsperiode an den Blättern oder auch erst im 
zweiten Jahr an den Früchten zu erkennen. Auch 
Pilzinfektionen können zum Teil eine lange Inkuba- 
tionszeit haben. Es ist deshalb erforderlich, die 
Verjährungsfrist für die Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 in Ab- 
weichung von § 14 des Ordungswidrigkeitengesetzes 
auf zwei Jahre festzusetzen. Dieselben Gesichts- 
I punkte gelten für die Ordnungswidrigkeiten nach 
Absatz 1 Nr. 3 und 4. Auch hier ist häufig die Fest- 
stellung der Zuwiderhandlung erst längere Zeit nach 
Abschluß der Vertriebshandlung möglich. 
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Zu § 26 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Verantwortung für 
Zuwiderhandlungen nach § 25 auch den gesetz- 
lichen Vertreter einer juristischen oder natürlichen 
Person trifft. 

Absatz 2 enthält die entsprechende Regelung für 
sonst allgemein vertretungsberechtigte oder beson- 
ders beauftragte Personen. 


Zu § 27 

Die Vorschrift in Absatz 1 dient der Rechtsbereini- 
gung. Sie soll sicherstellen, daß auf Grund des gel- 
tenden Gesetzes erlassene Rechtsverordnungen auch 
nach Außerkrafttreten des geltenden Gesetzes auf- 
gehoben werden können. 

Absatz 2 ist notwendig, um auch nach der in § 30 
Abs, 1 vorgesehenen Aufhebung des geltenden Ge- 
setzes und des § 1 Nr. 1 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes die Absicherung älterer Rechtsverordnun- 
gen durch Bußgeldvorschriften zu erhalten. 


Zu § 28 

Durch die Vorschrift soll klargestellt werden, daß 
die Vorschriften des Lebensmittelrechts, die sich mit 
den Vorschriften des Pflanzenschutzrechts über- 
schneiden können, unberührt bleiben. Dasselbe gilt 
für die umfangreichen Sonderregelungen über die 
Bekämpfung der Reblaus, die vorerst noch beibehal- 
ten werden sollen. 

Zu § 29 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §30 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes 
und enthält die erforderlichen Übergangsvorschrif- 
ten. 

§ 1 Nr. 1 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 wird 
durch die neuen Straf- und Bußgeldvorschriften des 
Gesetzes ersetzt; er kann daher in Absatz 1 auf- 
gehoben werden. 

Die Vorschriften über die Zulassung und den Ver- 
trieb von Pflanzenschutzmitteln sowie über die ge- 
werbsmäßige Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
sollen nach Absatz 2 erst ein Jahr nach Verkündung 
in Kraft treten, um den betroffenen Kreisen Gele- 
genheit zur Umstellung auf die neuen Regelungen 
zu geben. 

Die Übergangsvorschrift in Absatz 3 soll den Über- 
gang auf den Zulassungszwang erleichtern; sie 
betrifft Pflanzenschutzmittel, die sich bei Inkraft- 
treten der Zulassungsvorschrift bereits im Verkehr 
befinden. 

Absatz 4 sieht eine ausreichende übergangsfrist 
für die Kennzeichnung bereits im Handel befind- 
licher Pflanzenschutzmittel vor. 


Absatz 5 regelt im Hinblick auf § 14 Abs. 1 die 
Anzeigepflicht für bereits bestehende Pflanzenschutz- 
unternehmen. 

* 

Kosten 

Für die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln, die auf 
freiwilliger Grundlage vorgenommen wurde, wur- 
den auch bisher schon Gebühren erhoben. Das Feh- 
len einer rechtlichen Verpflichtung zur Prüfung hatte 
einerseits zur Folge, daß die Hersteller nicht ge- 
zwungen waren, ihre Erzeugnisse bei der Biologi- 
schen Bundesanstalt (BBA) zur Prüfung anzumelden, 
andererseits konnte die BBA aufwendige Prüfungs- 
vorschläge der Herstellerindustrie zurückweisen. 
Selbst bei dieser Sachlage reichten die vereinnahm- 
ten Gebühren (jährlich rd. 250 000 DM) bisher nicht 
aus, die entstandenen Kosten zu decken. Durch die 
mit diesem Entwurf eingeführte obligatorische Prü- 
fung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
(§ 6) wird sich die Zahl der Anmeldungen 

vermutlich um 20 bis 30 v. H. erhöhen. Einer damit 
verbundenen Erhöhung des Gebührenaufkommens 
bei der BBA von etwa 60 000 DM stehen aber in 
noch größerem Ausmaße erhöhte Kosten für die 
Durchführung der Prüfungen gegenüber, da das Prü- 
fungsverfahren im Hinblick auf die zwangsweise 
Einführung der Prüfungen und der daraus herrüh- 
renden Rechtsfolgen verfeinert und vertieft werden 
muß. Hierbei müssen insbesondere folgende neu 
aufgetretene Gesichtspunkte berücksichtigt werden: 

Zum Schutze der Gesundheit von Menschen und 
Haustieren müssen die Rückstandsuntersuchun- 
gen ausgedehnt werden, das gleiche gilt für die 
Untersuchungen zur Festlegung der Wartezeit; 

Untersuchungen über biologische, physikalische 
und chemische Nebenwirkungen der Pflanzen- 
schutzmittel auf Pflanzen, Boden und Gewässer 
müssen verstärkt vorgenommen werden; 

die Zahl der bei den einzelnen Mitteln zu prü- 
fenden Konzentrationen bzw. Aufwandmengen 
zur Ermittlung des günstigsten Wirkungsbe- 
reichs wird zunehmen. 

Bei der BBA ist mit einem erheblichen Mehraufwand 
für Personalkosten und Sachausgaben zu rechnen. 
Für die Einrichtung der erforderlichen Arbeitsplätze 
werden auch einmalige Beträge aufgewendet wer- 
den müssen. 

Da die toxikologischen Untersuchungen nicht bei 
den mit dem Pflanzenschutz befaßten Stellen durch- 
geführt werden können, muß hierfür das Bundes- 
gesundheitsamt eingeschaltet werden. Auch hier 
ist ein Mehraufwand zu erwarten. 

Die Prüfungen der Pflanzenschutzmittel werden aber 
nicht nur bei der BBA vorgenommen. Wie sich 
insbesondere aus § 17 Abs. 2 Nr. 6 ergibt, sind 
auch die Pflanzenschutzdienststellen in den Ländern 
in die Mittelprüfung eingeschaltet. Die dabei ent- 
stehenden personellen und sachlichen Verwaltungs- 
kosten haben die Länder selbst zu tragen, weil 
Aufgabe und Ausstattung der Länderbehörden 
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eigene Angelegenheit der Länder ist (Artikel 106 
Abs. 4 Nr. 1; Artikel 30, 83 GG). 

Die Überwachung der Lohnunternehmen in den 
Ländern nach § 13 ist eigene Angelegenheit der 
Länder. Die Länder haben daher die dabei entste- 
henden personellen und sachlichen Verwaltungs- 
sowie auch die Zweckausgaben selbst zu tragen 
(Artikel 106 Abs. 4 Nr. 1; Artikel 30, 83 GG). In der 
Bundesrepublik gibt es zur Zeit rd. 4300 Betriebe, 
die Pflanzenschutzmittel gewerbsmäßig für andere 
anwenden. Bei dieser großen Zahl von Einrichtungen 
ist eine Stellenausweitung bei den Pflanzenschutz- 
ämtern für die Durchführung der Überwachungsauf- 
gaben nicht vermeidbar. 

Aus vorstehenden Ausführungen ergibt sich unter 
Berücksichtigung der Meldungen der Länder fol- 
gende Übersicht für die entstehenden Mehrausga- 
ben: 

jährlich 

wieder- einmalig 

kehrend 


MehrausgabenbeiderBBA 

Mehrausgaben beim Bun- 
desgesundheitsamt .... 

Mehrausgaben in den Län- 
dern für Pflanzenschutz- 
mittelprüfungen 

Kosten für die Überwa- 
chung der Lohnunter- 
nehmen durch den 
Pflanzenschutzdienst in 
den Ländern 


600 000 DM 300 000 DM 
450 000 DM — 

700 000 DM 50 000 DM 

300 000 DM — 


Bei den Untersuchungen und Uberwachungsaufga- 
ben übersteigt die wissenschaftliche Leistung und 
der personelle Einsatz bei weitem den materiellen 
Aufwand. Aus diesem Grund wird von einer Auf- 
teilung der Gesamtsumme in 80 v. H. Personalaus- 
gaben und 20 V. H. Sachausgaben bei den jährlich 
wiederkehrenden Kosten auszugehen sein. In den 
einmaligen Aufwendungen sind Personalausgaben 
nicht enthalten. 

Der Weg, eine Verminderung des Mittelbedarfs für 
Mehrausgaben durch eine Erhöhung der Gebühren 
zu erreichen, erscheint nicht gangbar, da kleinere 
Herstellerunternehmen schon von den jetzigen Ge- 
bühren, die im Einzelfall bis zu 1000 DM für eine 
Prüfung betragen können, in erheblichem Ausmaße 
belastet werden. Diese Belastung der betroffenen 
Hersteller sollte durch die Einführung der obligato- 
rischen Prüfung, die in erster Linie dem Gesund- 
heitsschutz und damit der Allgemeinheit dient, nicht 
noch vergrößert werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . §2 

a) In Nummer 4 Buchstabe a zwischen den 
Worten „deren" und „Gemische" die Worte 
„natürlich vorkommende" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. Nicht 
in der Natur vorkommende Gemische und 
Lösungen chemischer Elemente und Verbin- 
dungen sind nicht Stoffe, sondern Zuberei- 
tungen (vgl. auch § 2 Nr. 1 Arzneimittelge- 
setz vom 10. Mai 1961, Bundesgesetzbl. I 
S. 533). 

b) Nach Nummer 6 ist folgende neue Num- 
mer 7 anzufügen: 

„7. das gewerbsmäßige Vertreiben und das 
gewerbsmäßige Anwenden: auch der 
Vertrieb oder die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln an oder für Mit- 
glieder von Genossenschaften oder ähn- 
lichen Einrichtungen." 

Begründung 

Einige Bestimmungen des Entwurfs sol- 
len nur für den gewerbsmäßigen Ver- 
trieb oder die gewerbsmäßige Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln gelten. 
Durch die Beschränkung auf das Merk- 
mal der Gewerbsmäßigkeit würden die- 
sen Bestimmungen nur ca. 5000 Lohn- 
unternehmen unterliegen, dagegen nicht 
ca. 22 000 Genossenschaften und ähn- 
liche Einrichtungen, die ebenfalls Pflan- 
zenschutzmittel vertreiben oder anwen- 
den. Der Zweck des Gesetzes und die 
Belange des Gesundheitsschutzes erfor- 
dern die Geltung der einschlägigen Be- 
stimmungen auch im Bereich des Ver- 
triebs und der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln durch die letztgenann- 
ten, nicht gewerbsmäßig arbeitenden 
Einrichtungen. 

2. § 3 

a) Absatz 1 Nr. 5 und 15 

„Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob die in § 3 Abs. 1 Nr. 15 vor- 
gesehene Ermächtigung neben der Ermäch- 
tigung in Nummer 5 erforderlich ist. Die 
letztere Ermächtigung geht so weit, daß da- 
neben die besondere Ermächtigung in Num- 
mer 15 wohl entbehrlich ist." 


b) Absatz 1 Nr. 16 

Die Bundesregierung wird gebeten, im Ver- 
lauf des weiteren Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob die Vorschrift des § 3 Abs. 1 
Nr. 16 näher konkretisiert werden kann. In- 
halt und Ausmaß der „Vorschriften zum 
Schutz von Tieren, Pflanzen oder Viren der 
in § 1 Abs. 2 bezeichneten Art" dürften nicht 
genügend umschrieben sein. 

c) Absatz 2 Satz 2 ist wie folgt zu ergänzen: 

„und dabei bestimmen, daß diese ihre Be- 
fugnis durch Rechtsverordnung auf nachge- 
ordnete oder ihrer Aufsicht unterstehende 
Behörden weiter übertragen können." 

Begründung 

Mit der neuen Fassung soll die Möglichkeit 
der Subdelegation durch die obersten Lan- 
desbehörden gesichert werden, damit diese 
die ihr übertragene Befugnis unmittelbar 
weitergeben können. 

Im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 1 Satz 4 GG 
muß die Befugnis durch Rechtsverordnung 
übertragen werden. 

3. § 5 

Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörden können . . ." (weiter wie bisher), 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 18. 

4. § 6 

a) Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1; folgen- 
der Absatz 2 ist anzufügen; 

„(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Gesundheitswesen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften zu erlassen, die die Anwendung zu- 
gelassener Pflanzenschutzmittel beschrän- 
ken, verbieten oder hierfür bestimmte Ver- 
fahren vorschreiben, soweit dies zur Ab- 
wendung von sonstigen Schäden erforder- 
lich ist, die bei der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln, insbesondere für die Ge- 
sundheit von Haustieren, entstehen kön- 
nen." 

Begründung 

Der Entwurf beschränkt sich auf den Schutz 
der menschlichen Gesundheit bei der An- 
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Wendung zugelassener Pflanzenschutzmittel. 
Er ist ergänzungsbedürftig, soweit bei der 
Anwendung solcher Pflanzenschutzmittel 
sonstige Schäden, insbesondere bei Haus- 
tieren, entstehen können. 

Mit Rücksicht darauf, daß in dieser Vorschrift 
auch die Abwendung sonstiger Schäden er- 
folgen soll (z. B. Gewässerschutz), erscheint 
die Mitwirkung des Bundesministers für Ge- 
sundheitswesen beim Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen zweckmäßig. 

b) Der bisherige Satz 2 wird Absatz 3 und ist 
wie folgt zu fassen: 

„(3) In den Rechtsverordnungen nach Ab- 
sätzen 1 und 2 können insbesondere Zweck, 
Art und Zeit der Anwendung des Pflanzen- 
schutzmittels, die aufzuwendende Menge 
sowie nach der Anwendung einzuhaltende 
Wartezeiten vorgeschrieben werden." 

Begründung 

Folge der Einfügung des Absatzes 2 und der 
Neufassung des Absatzes 1. 

5. § 11 

In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „im Ausland" 
durch die Worte „außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Ermächtigung soll für alle außerhalb des | 
Geltungsbereichs des Gesetzes erteilten Zulas- i 
sungen von Pflanzenschutzmitteln gelten. 

6. § 13 

Die Worte „für das Inland" sind durch die 
Worte „für die Verwendung innerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist auf alle Pflanzenschutzmittel 
zu erstrecken, die nicht für die Verwendung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes bestimmt sind. 

7. Nach § 16 

Nach § 16 ist folgender § 16 a einzufügen; 

»§ 16 a 

Für Streitigkeiten über Entschädigungsan- 
sprüche nach §§ 15 und 16 ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben." 

Begründung 

Entschädigungsansprüche nach § 15 sind schon 
gemäß Artikel 14 Abs. 3 Satz 4 GG vor den 
ordentlichen Gerichten zu verfolgen. Ohne 
Rücksicht auf die Entscheidung der Frage, ob es 
sich bei § 16 um einen Aufopferungsanspruch 
handelt, ist es sachgerecht, die Entscheidung 
über diesen Anspruch den ordentlichen Gerich- 
ten zuzuweisen. In vielen Fällen wird ein Ent- 


schädigungsanspruch sowohl auf § 15 als auch 
auf § 16 gestützt werden. Deshalb sprechen auch 
Gründe der Prozeßökonomie für einen einheit- 
lichen Rechtsweg. 

8. § 17 

In Absatz 2 Nr. 2 ist vor den Worten „For- 
schung" und „Auswertung" der Artikel „die" 
zu streichen. 

Begründung 

Der Bund kann ein Recht zur Forschung nur in 
Anspruch nehmen, soweit dies zur Erfüllung 
seiner Aufgaben notwendig ist. Durch die vor- 
geschlagene Fassung soll klargestellt werden, 
daß die in § 17 Abs. 2 Nr. 2 erwähnten For- 
schungsaufgaben der Biologischen Bundesan- 
stalt nicht ausschließlich übertragen sind, son- 
dern daneben die von den Ländern betriebene 
Forschung auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes 
unberührt bleibt. 

9. § 18 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) In den Ländern obliegt die Durch- 
führung dieses Gesetzes den nach Landes- 
recht zuständigen Behörden oder Stellen 
(Pflanzenschutzdienst) . " 

Begründung 

Nach allgemeinen, organisationsrechtlichen 
Grundsätzen obliegt die Bestimmung der zu- 
ständigen Behörden und Stellen allein den 
Ländern. 

b) Die Eingangsworte von Absatz 2 sind wie 
folgt zu fassen: 

„(2) Der Pflanzenschutzdienst hat in den 
Ländern auch folgende Aufgaben:". 

c) Absatz 2 Nr. 1 ist zu streichen; die Num- 
mern 2 bis 7 werden Nummern 1 bis 6 mit 
folgenden Änderungen: 

Die bisherigen Nummern 4 und 5 (jetzt Num- 
mern 3 und 4) sind wie folgt zu fassen: 

„3. die Beratung und Aufklärung auf dem 
Gebiete des Pflanzenschutzes und des 
Vorratsschutzes sowie die Durchführung 
des Warndienstes auf diesen Gebieten, 

4. die Erstattung von Berichten über das 
Auftreten und die Verbreitung von 
Schadorganismen und Krankheiten,". 

Begründung zu b) und c) 
Besserer Sachzusammenhang. 

10 . § 22 

Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die von den zuständigen Behörden mit 
der Einholung von Auskünften beauftragten 
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Personen sind im Rahmen des Absatzes 1 be- 
fugt, Grundstücke, Geschäftsräume und zur Ver- 
hütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung auch Wohnräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, . . 

Begründung 

Die Einschränkung ist mit Rücksicht auf die 
zwingenden Voraussetzungen des Artikels 13 
Abs. 3 GG geboten und soll klarstellen, daß das 
Betreten von Wohnräumen nicht schon zum 
Zwecke bloßer Verwaltungserleichterung ge- 
stattet ist. 


11. § 25 

a) „Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 

teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob dem § 25 Abs. 1 Nr. 4 nicht 
eine Fassung gegeben werden kann, durch 
die klargestellt wird, daß ein Verstoß gegen 
diese Bestimmung nicht vorliegt, wenn es 
sich um die Einfuhr von Pflanzenschutzmit- 
teln handelt, deren im Ausland erteilte Zu- 
lassung einer Zulassung durch die Biologi- 
sche Bundesanstalt gleichgestellt ist (§ 11 
Abs. 1) oder wenn die Einfuhr nicht zuge- 
lassener Pflanzenschutzmittel nach § 11 

Abs. 2 genehmigt ist.“ 

b) Absatz 1 Nr. 5 ist nach Streichung des Kom- 
mas wie folgt zu ergänzen; 

„oder die Vorschriften des § 13 nicht be- 
achtet,“. 


Begründung 

Das wichtige Gebot des § 13 ist wirkungs- 
los, wenn Verstöße nicht entsprechend ge- 
ahndet werden können. 

c) „Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob nicht Verstöße gegen eine 
nach § 6 erlassene Rechtsverordnung oder 
eine Anordnung nach § 14 Abs. 3 sowie Zu- 
widerhandlungen gegen § 7 Abs. 1, soweit 
sie zu einer Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit führen können, ihres Unrechts- 
gehalfs wegen nicht nur als Ordnungswid- 
rigkeiten, sondern als Straftaten zu ahnden 
sind (vgl. z. B. § 11 in Verbindung mit § 3 
des Lebensmittelgesetzes).“ 

12. § 28 

Nach dem Wort „Lebensmittelrechts “ sind die 
Worte ", des Rechts über den Verkehr mit Gif- 
ten“ einzufügen. 

Begründung 

In der Begründung zu § 12 Abs. 3 ist ausge- 
führt, daß die Kennzeichnungsvorschriften des 
Giftrechts unberührt bleiben sollen. Daraus 
könnte geschlossen werden, daß die anderen 
Bestimmungen des Giftrechts für die Pflanzen- 
schutzmittel nicht mehr gelten. Dies würde we- 
sentlichen Gesichtspunkten des Gesundheits- 
schutzes entgegenstehen. Durch die vorgeschla- 
gene Einfügung wird die Aufrechterhaltung der 
Bestimmungen des Giftrechts für die Pflanzen- 
schutzmittel ausdrücklich bestimmt. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungs- 
vorschläge zu Nr. 2 c), 3, 4 b), 5, 6, 7, 8, 9 a), 9 b), 
9 c), 10 und 12 keine Einwendungen. 

Zu den übrigen Änderungsvorschlägen wird folgen- 
des bemerkt: 

Zu 1 a) — § 2 Nr. 4 a) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Unterscheidung zwischen natürlich vorkommen- 
den Gemischen und Lösungen und technischen Ge- 
mischen und Lösungen von chemischen Elementen 
und chemischen Mischungen erscheint für den Be- 
reich des Pflanzenschutzgesetzes bedenklich. Der 
Vorschlag des Bundesrates, Gemische und Lösungen 
nur dann als Stoffe im Sinne des Entwurfs anzu- 
sehen, wenn sie natürlich Vorkommen, könnte zu 
der Auslegung führen, daß technische Gemische und 
Lösungen als Ausgangsstoffe für die Herstellung 
von Pflanzenschutzmitteln ausgeschlossen sind, ob- 
wohl sie dazu verwendet werden. 

Zu 1 b) — § 2 neue Nummer 7 
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Ihm liegt die Auffassung zugrunde, daß die Tätig- 
keit von Genossenschaften in der Regel nicht als 
gewerbsmäßig im Sinne der §§ 12 und 14 des Ent- 
wurfs anzusehen sei. Diese Auffassung ist nicht 
zutreffend. Der Begriff „gewerbsmäßig" in den §§ 12 
und 14 ist hier, wie in zahlreichen anderen Gesetzen 
(z. B. im Düngemittelgesetz), nach seiner Funktion 
auszulegen. Er umfaßt jede selbständig ausgeübte, 
auf eine gewisse Dauer berechnete und auf Erwerb 
gerichtete Tätigkeit. Eine gewerbsmäßige Tätigkeit 
liegt auch vor, wenn Genossenschaften Pflanzen- 
schutzmittel im Rahmen eines auf Dauer eingerichte- 
ten Geschäftsbetriebes vertreiben, und zwar auch, 
soweit die Pflanzenschutzmittel an ihre Mitglieder 
abgeben. Der Vertrieb vollzieht sich auch hier in der 
Regel in den typischen Formen eines Gewerbebetrie- 
bes mit Gewinnerzielung und ohne Beschränkung 
auf das Mitgliedergeschäft. Dieselben Überlegungen 
gelten für die gewerbsmäßige Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln durch Genossenschaften nach 
§ 14 des Entwurfs. Dem Anliegen des Bundesrates, 
die §§ 12 und 14 des Entwurfs auch auf die Tätig- 
keiten von Genossenschaften anzuwenden, ist da- 
her Rechnung getragen. 

Zu 2 a) und b) — § 3 Abs. 1 Nr. 5, 15 und 16 

Die Bundesregierung wird die vom Bundesrat emp- 
fohlene Überprüfung der im § 3 Abs. 1 Nr. 5, 15 
und 16 enthaltenen Ermächtigungen vornehmen. 

Zu 4 a) — § 6 neuer Absatz 2 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß wie in Absatz 1 auch das Einvernehmen mit 


dem Bundesminister für Wirtschaft vorgesehen 
wird. 

Zu 11a) — §25 Abs. 1 Nr. 4 

Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat ange- 
regte Klarstellung, daß in den Fällen des § 11 Abs. 1 
und 2 keine Ordnungswidrigkeiten vorliegen, nicht 
für erforderlich. 

§ 11 regelt zwei verschiedene Fälle. Absatz 1 regelt 
die Gleichstellung von ausländischen Zulassungen 
von Pflanzenschutzmitteln mit Zulassungen durch 
die Biologische Bundesanstalt. Er verweist inhaltlich 
auf § 7 Abs. 1. Daraus ergibt sich, daß die Einfuhr 
im Ausland zugelassener Pflanzenschutzmittel in den 
Fällen des § 11 Abs. 1 nicht als verbotene Einfuhr 
nach § 7 Abs. 1 anzusehen ist und somit auch nicht 
von dem Tatbestand des § 25 Abs. 1 Nr. 4 erfaßt 
wird. 

§ 11 Abs. 2 regelt die Erteilung von Ausnahme- 
genehmigungen von dem Einfuhrverbot des § 7 
Abs. 1 in bestimmten Einzelfällen. Auch hier ergibt 
sich aus dem Sinn der Vorschriften, daß eine Ein- 
fuhr, die auf Grund einer nach § 1 1 Abs. 2 erteilten 
Ausnahmegenehmigung durchgeführt wird, nicht 
unter das Einfuhrverbot des § 7 Abs. 1 fällt und 
nicht von der Bußgeldvorschrift des § 25 Abs. 1 
Nr. 4 erfaßt wird. 

Zu 11 b) — § 25 Abs. 1 Nr. 5 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 13 soll lediglich die Überwachung der Zulassungs- 
und Kennzeichnungsvorschriften in den §§ 7 und 12 
erleichtern. Zuwiderhandlungen gegen § 13 kommt 
daher selbständige Bedeutung nicht zu. Von einer 
Bußgeldbewehrung sollte abgesehen werden. 

Zu 11 c) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Zu- 
widerhandlungen gegen die Vorschriften des Ent- 
wurfs ■ — von den Fällen der §§ 23, 24 abgesehen — 
einheitlich als Ordnungswidrigkeiten eingestuft 
werden sollen. Verstöße gegen eine nach § 6 erlas- 
sene Rechtsverordnung, gegen eine Anordnung nach 
§ 14 Abs. 3 oder gegen § 7 Abs. 1 werden in der 
Regel noch nicht zu einer unmittelbaren Gefähr- 
dung oder Schädigung der menschlichen Gesundheit 
führen. Ihr Unrechtsgehalt wird daher eine Einstu- 
fung als Straftat im allgemeinen nicht rechtfertigen. 
Sofern im Einzelfall eine konkrete Gefährdung oder 
Schädigung der menschlichen Gesundheit vorliegen 
sollte, würden im übrigen die Straftatbestände des 
§ 11 Lebensmittelgesetz oder auch der §§ 223, 230 
StGB eingreifen. 
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